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Editorial 

Ein schwarzer Monat in der Existenz des "telegraph": Wir bekamen gleich 
für zwei Artikel Gegendarstellungen. Die Gegendarstellung zum Artikel 
über das Haus in der Berliner Immanuelkirchstraße drucken wir erst zum 
nächsten Heft und werden bis dahin versuchen, in Gesprächen zwischen den 
verfeindeten Parteien unsere Sicht der Dinge zu überprüfen. Für die 
Meldung über den Tschernobyl-Verein von Sebastian Pflugbeil drucken 
wir diesmal sogar zwei Gegendarstellungen ab; er mag es gründlich. Die 
Meldung ziehen wir zurück, haben aber eine Nachrecherche gemacht, zu 
der wir stehen können. Das heißt, wir können diesmal alles, was wir 
behaupten, mit dicken und auch streng geheimen Dokumenten beweisen. 

Die andere Frage ist, ob solche offenbar notwendig werdenden 
aufwendigen Dokumentierungen für jede Behauptung fürLeute leistbarist, 
die nicht ihr ganzes Leben unbezahlt dem "telegraph” verschreiben wollen. _ 
Entweder werden wiralso aufeigene Behauptunge! und freche Bemerkun- 
gen verzichten müssen oder unsere Arbeit wird noch profimäßiger. Unddas 
alte Konzept eines Infoblattes, das für alle offen ist, stirbt und stirbt und 
stirbt. 

Es gibt uns aber immer noch, Erich Honecker dagegen nicht. 


Ausführlicher haben wir uns deshalb mit dem schon im vergangenen Heft 
angerissenen Streit zwischen Ökolis und Gesellianern beschäftigt, über die 


Rückübertragung des Hauses der Demokratie recherchiert. Ansonsten 
Redaktion telegraph 


werdet Ihr ja selbst sehen. 


Bildnachweis: Titelseite und Rückseite Frank Feiertag, S. 4 aus dem 
Feiertag, S. 13, >- 14,5.21 aus: Katalog Silvio 
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ADN-Orginalunterschrift 27.6.86: "Der Generalsekretär des ZK der SED und Vorsitzende des 
Staatsrates der DDR, Erich Honecker, verfolgt in der Tageszeitung "Neues Deutschland" die 
Berichterstattung von seinem offiziellen Besuch im Königreich Schweden. Rechts: Vorsitzender 
der Exportrates Schwedens, Direktor Hans Stahlke, links dahinter Günter Mittag.” 


‘Before you accuse me, have a look at yourself” 
Fine Art Nachruf auf Erich Honecker 


An den Wänden maroder oder unbezahlbarer 
Häuser hängen bunte Plakate, die noch immer 
dazu auffordern, den Westen zu testen, ganz So, 
als ob nicht mittlerweile immer mehr Leuten 
von diesem Test immer übler wird. 

"Die Übelkeit von Heute ist nicht mehr 
die Übelkeit von Gestern, sondern läßt schon 
wieder allzu viele jene vergessen. “Ich bin vom 
Regen in die Jauche gekommen”, dichtete 
Biermann nach seiner Ausbürgerung in jenes 


Land, in das wir nun alle gekommen sind, raus 
aus der “Diktatur des Proletariats’, rein in die 
‘Demokratie’. Was solls? Honecker ist tot, 
oder, wie an jenem, längst vergessenem Todes- 
tag eines längst vergessenen Staats- und 
Parteiführers inmeiner Stammkneipe“ Torpedo- 
käfer’ unter Tagesangebot stand: Honecker ist 
alle. Die Medien wundern sich, daß außer 
geldgeilen Wendeärschen wie Schabowski und 
einer Handvoll vernagelter Idioten sich kaum 
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ein Ostdeutscher für diese Nachricht interes- 
siert. Der verhaßte und gefürchtete Diktator ist 
TOT! Damüßte doch ein Jubeldurch die Lande 
gehen, soetwas wie OÖsternoder so. Fehlanzeige. 

Honecker war halt nur ein Diktator 
vom Format eines Grundschulhausmeisters, 
keine verhaßte Person, nur ein Funktion in 
einem seltsamenkleinen Staat, indem so ziem- 
lich alle irgendwie funktioniert haben. Er wird 
demzufolge ebenso vergessen, wie man sein 
eigenes Funktionieren vergessen will. 

Und doch hatte Honecker der Mehrheit 
dieses Deutschlands eines voraus: Er hat ein- 
mal in seinem Leben dieses für die Sache 
riskiert, die er hinterher so gründlich verdor- 
ben hat. Würde Klementine dasselbe für Ariel 
tun? 


Red: Wir haben den Verfasser gebeten, die 
daß dies das Honorar 


Kommentar zu entfernen. Er meinte, 


spekulieren, wieviel Gläser Freibier er für dies 
wessen Wohl er sie trinkt, bleibt uns nur 
“Torpedokäfer” im Berliner Prenzlauer Berg, 


noc 
in der Dunckerstraße 69 befindet. 


Als ich die Nachricht von seinem Tod 
erhielt, hörte ich zufälligerweise gerade Eric 
Clapton einen alten swingenden Blues singen: 
“Before you accuse me, take alook at yourself”, 
und ich hatte die komische Vision, daß der 
andere Erich mit diesem Lied aus seinem Sarg 
springen könnte, tänzelnd und lebendig, wie er 
es im Leben nie war. Wäre er so lebendig 
gewesen, wer weiß, vielleicht hätte das Expe- 
riment DDR klappen können? 

Aber es kam wie es kam, und weil die 
Mehrheitnichtgewilltist, ihre eigene Feigheit, 
ihrDuckmäusertum, ihr Versagen anzuschauen, 
deshalb interessiert sich kaum eine Sau dafür, 
daß “Unser geliebter und verehrter Genosse 
Generalsekretär und Staatsratsvorsitzender’ 
krepiert ist. 

Was solls? 

Lothar Feix 


Reklame für seine Stammkneipe aus dem 
für seine Arbeit sei. Ohne darauf zu 
e Art von Schleichwerbung erhält und auf 
h, resigniert hinzuzufügen, daß sich der 


Verschiedene Arten von Liquidationen 


Das Berliner Haus de 
Bürgerbewegungen, soll 

“Wie steht es um das Haus der Demokratie” 
fragte Ende Mai die “Berliner Morgenpost” 
einen Herrn Christian von Hammerstein, Se- 
kretär von der Unabhängigen Komissıon 
Parteienvermögen. Daß das Haus, sO Hammer- 
stein, der PDS zurückgegeben werde, seı aus” 
geschlossen. Entweder werde es also an den 
früheren Besitzer, das Oberschlesische 
Steinkohlesyndikat zurückgegeben oder es 
werde zugunsten der fünf neuen Länders und 
Berlins verkauft. “Daß den derzeit ansässigen 
Bürgerbewegungen das Haus geschenkt oder 
sehr günstig vermietet wird,” so Hammersteın, 
“halte ich für nahezu ausgeschlossen. Schließ- 
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r Demokratie, seit der Wende Refugium der 
jetzt auch privatisiert werden 


lich ist der Verkehrswert der Immobilie mit 
einem zweistelligen Millionenwert zu 
beziffern.” Und bei Geld hört ja bekanntlich in 
unserer Demokratie die Demokratie auf. Das 
sind Kriegsverbrecher oder Immobilienspeku- 
lanten allemal seriöser. Entschieden werde, 
schloß er seine Ausführungen, noch in diesem 


Jahr. A 
Damit scheint klar, daß man sich in 


Kreisen Bonns und Berlins nun 
entschlossen hat, endgültig die verbliebenen 
Sentiments gegen die “Träger der friedlichen 
Revolution” fallenzulassen und auch diese 
Schutzräume einer aussterbenden Gattung 


regierenden 


wegzuplanieren. Hammerstein verschwieg, daß 
auch Theo Waigel auf das Haus in der 
Friedrichstraße 165 als künftige Amtsstube 
spekuliert. Mit Hilfe der sogenannten 
“Innerministeriellen Verfügung”, einer Art 
Dekret, dessen verfassungsrechtlicher Status 
stark umstritten ist, hat er bestimmt, daß sämt- 
liches Sondervermögen der Treuhand an den 
Bund fällt. Und dazu gehört eben auch das 
Haus der Demokratie. 

Die Hausgeschichte ist eng mit den 
Wechselfällen der deutschen Geschichte ver- 
bunden. Letzter jurististischer Eigentümer war, 
wie Hammerstein richtig bemerkt, das 
Oberschlesische Steinkohlesyndikat. Was er 
nicht sagt, ist,daßes sich um eine Kriegsbeute- 
firma handelt, die nach der Besetzung Polens 
gegründet wurde und zum großen Teil mit 
Zwangsarbeitern und KZ-Häftlingen arbeitete. 
Nach Hermann Göring war die PREUSSAG 
zweitgrößter Teilhaber. Nachdem das Ober- 
schlesische Steinkohlesyndikat im Januar 1945 
auf polnischem Gebiet als Kriegsverbrecher- 
firma enteignet wurde, trat die PREUSSAG 
1946 als ihr Rechtsnachfolger auf und befindet 
sich - ähnlich wie die IG Farben - seitdem 
angeblich in Liquidation. Nach der wesentlich 
kurzfristigeren Liquidation der DDR im Jahre 
1990 wurde der PREUSSAG klar, daß sie 

demnächst wieder über ihren alten Firmensitz, 
ein Haus in bester Lage verfügen will, und 
beantragte die Rückübertragung. 

Nach 1945 stand das Haus zunächst 
unter Verwaltung der sowjetischen Militär- 
administration (SMAD) und wurde auf der 
sogenannten Liste 3 enteignet. Damit wäre 
nach dem Einigungsvertrag und den Abkom- 
men mit der Sowjetunion die Enteignung 
rechtsgültig. Die Juristen der PREUSSAG 
wenden freilich listig ein, die Liste 3 sei erst 
nach der DDR-Gründung, im November 1949 
veröffentlicht worden. Es handle sich als um 
eine rechtswidrige Enteignung durchdie DDR, 
nicht um eine rechtmäßige durch die Russen. 
Zu dieser Frage gibt es, wiein der Bundesrepu- 

blik üblich, schon eine Reihe von verschieden 


tendierenden Gerichtsurteilen. 

Klar ist, daß die SMAD das Haus dem 
Ostberliner Magistratübergab und dieser es an 
den Ministerrat der DDR übertrug. Unter der 
Art Experten, die sich darum bemühen, in die 
Verhältnisse Ostdeutschlands nachträglich die 
bürgerliche Eigentumsordnung hinein zu 
mystifizieren gibt es schwerwiegende theolo- 
gische Differenzen über einen 1964 stattgefun- 
denen großen Immobilientausch. Dabei wur- 
den zwischen Ministerrat und SED 15 ver- 
schiedene Gebäude gegeneinander ausge- 
tauscht, unter anderem auch das Haus in der 
Friedrichstr. 165. Seitdem galt das Haus als 
EigentumderOEB Fundament,derImmobilien- 
firma der SED, die wahrscheinlich die größte 
Immobilienbesitzerin Deutschlands war. 

Nach der Wende im Jahre 1989 wurde 
das Gebäude, in dem die Parteileitung Mitte 
der SED saß, von der wendebeflissenen SED- 
PDS den Bürgerbewegungen übergeben, was 
durch Beschlüsse des Ministerrates und des 
Runden Tisches sanktioniert wurde. Ja noch 
mehr, nach der Volkskammerwahl ım März 
1990, als klar wurde, daß Ostdeutschland Ge- 
biet bürgerlichen Rechts werden würde, Be 
den Gruppen der Bürgerbewegung Von nn 
PDS eine Übertragung zugesagt, aus Bar . 
rechtlichen Gründen keine Ban 
dernein Verkauf für symbolische 60.000 . 
In diesen Übertragungsprozeß aber NE 1850 
Beschluß der Volkskammer vom 31. ar Ba 
über die Schaffung einer “Unabhängigen 


1I- 
oc i . "ein, die als Kontro 
mission Parteivermogen a er ihrer 


organ über das Vermögen En icht 
Schattenparteien dienen sollte. Das ee - 
allzu gravierend zu sein, denn die zes 
Hauses, das Neue Forum, der Una 2 


„te Linke, die Grü- 
Frauenverband, die Vereinig enden Gru 


Liga und diein Liquidation hte” 
Ri anre Frieden und MeV Er; 
“Demokratie Jetzt er een. lm 
Gespräch mit der 
die von Herrn von 


rde, und der 


und 
über die Gesamtnutzung 


März 1991 bei einem 
Unabhängigen Kommission, 


Hammerstein vertreten wUü 
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Treuhand herrschte Einigkeit darüber, daß der 
politische Wille des Runden Tisches inrechtli- 
che Formen gebracht werden solle. Es gab eine 
schriftlich fixierte Absprache, daß im Fall der 
Enteignung der PDS und dem Entfallen des 
Alteigentümeranspruchs die Treuhand das Haus 
einer noch zu gründenden gemeinnützigen Or- 
ganisation der Bürgerbewegungen übergeben 
werde. Da auch im Falle des rechtmäßigen 
Erwerbs des Hauses durch die SED von der 
PDS die Übertragung andie Bürgerbewegungen 
zugesagt war, mußten die Unabhängige Kom- 
mission und die Treuhand eigentlich nur noch 
entscheiden, ob der Alteigentümer oder die 
Bürgerbewegungen das Haus bekommen. 
Aber jetzt zeigte sich, daß mindestens 
der Sekretär der Unabhängigen Kommission 
Parteivermögen, Christian von Hammerstein, 
schon ganz anderen Willens war. Im Dezember 
1992 setzte er die Eigentumsfrage des Gebäu- 


des auf die Tagesordnung der Unabhängigen 


Kommission und empfahl ihr in der Beschluß- 
vorlage, das Haus an die PREUSSAG zu 
restituieren. Immerhin aber stimmten zu die- 
sem Zeitpunkt 15 von 16 Mitgliedern der Kom- 
mission gegen die Übertragung an die 
PREUSSAG, in der Geschichte der Kommis- 
sion eine einmalig einmütige Rebellion gegen 
eine Vorlage des Sekretariats. 

Mit seiner jetzigen Erklärung in der 
“Morgenpost” vom 25. Mai hat Hammerstein 
nicht nur seine Befugnisse als Vorsitzender 
der Kommission überschritten. Er hat auch 
bewußt gegen Geistund Buchstaben der bishe- 
rigen Abmachungen und Entscheidungen ın 
dieser Sache verstoßen. Es ist wohl keine 
leichfertige Behauptung, anzunehmen, daß mit 
Hilfe dieses Pressestatements Tatsachen 8° 
schaffen und die Öffentlichkeit an neue 
Weichenstellungen gewöhnt werden soll. 


Ohnehin ist die Stellung der im Haus verblie- 
benen Bürgerbewegungen und zahlreicher neu 
hinzugekommener Gruppierungen nicht ein- 
fach. Die Gruppen konnten zwar Verwalter der 
Treuhand abweisen und die Verwaltung des 
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Hauses in eigene Hände nehmen. Andererseits 
ist die Hausverwaltung aber durch dieunsiche- 
rerechtliche Situation starkinihrer Handlungs- 
fähigkeit eingeschränkt. Sie kann den im Ge- 
bäude arbeitenden politischen Gruppen keine 
langfristigen Mietverträge geben. Sie kann die 
Erdgeschoßbereiche nicht an zahlkräftige 
Geschäftsinhaber vermieten, weil die einen 
mindestens fünfjährigen Mietvertrag verlan- 
gen. Die Treuhand weigert sich, solche Miet- 
verträge gegenzuzeichnen. Auf dem Nachbar- 
grundstück will das Grandhotel ein Kongreß- 
zentrum bauen. Für das Haus der Demokratie 
entstehen durch Brandschutzmaßnahmen, Zu- 
bauen der bisherigen Zufahrt und von 
Garagenplätzen Folgekosten von 6 Millionen 
Mark. Die Treuhand unterstützt aber das Haus 
derDemokratienurzögerlich, diese Folgekosten 
beim Grandhotel einzuklagen. Durch die 
Doppelstellung des Hauses, nämlich einerseits 
in Selbstverwaltung betrieben, aber anderer- 
seits unter juristischerOberhoheitder Treuhand, 
gibt es unsichere und nervenaufreibende Pro- 
zeduren. Die Treuhand zeigt ostentatives Des- 
interesse und zieht grundsätzlich erst einmal 
Äußerungen der Hausleitung in Zweifel. 

Die Verwaltung der Friedrichstr. 165 
ist von der im alternativen Osten üblichen 
Mischung aus gutem Willen, Dilletantismus, 
Verschwendung und aussichtsreichen Ansät- 
zen gekennzeichnet. Sie versucht aber jeden- 
falls nach bestem Wissen unter sehr kompli- 
zierten Bedingungen das Haus zu halten. Trotz 
eines schmalen Haushalts gibt es erhebliche 
Defizite. Die Mieten sind von 20 bis 34 DM pro 
Quadratmeter gestaffelt. 30 Mark und mehr 
bezahlen die gewerblichen Mieter, während 
die politischen Gruppen “nur” 20 bis 25 Mark 
berappen müssen. Das ist soviel, daß sich viele 
der von Mitgliederschwund geplag ten Vereine 
den Sitz in der Friedrichstraße nicht mehr 
leisten können. Konzept istzwar, daß ein mög- 
lichst großer Anteil der nutzbaren Fläche an 
politische und basisnahe Gruppen zumöglichst 
günstigen Preisen vermietet werden soll, aber 
angesichts von Defiziten umetwa 50.000 Mark 


jährlich, die von den sechs Trägergruppen 
zugeschossen werden müssen, wird der politi- 
sche Teil des Hauses wahrscheinlich auf ein 
Drittel schrumpfen. Erst wenn das Haus den 
Trägergruppen gehört, wäre über die Vermie- 
tung eines Teils der Erdgeschoßzonen wahr- 
scheinlich eine entscheidende finanzielle 
Stabilisierung des Projektes möglich. Davon 
ist das Haus der Demokratie jetzt aber weiter 
entfernt denn je. 

Ganz aussichtslos ist die Sache den- 
noch nicht. Die PDS beispielsweise könnte als 
nach wie vor vorhandene nominelle Eigentü- 
merin den gierigen Landnehmern den Spaß 
verderben. Ein durch alle Instanzen geführter 
Prozeß würde die “Rückführung” erst in etwa 
10 Jahren ermöglichen. Die Zukunft des Hau- 
ses wird aber jedenfalls nicht durch eine 
tränenreiche Beschwörung seinerehrwürdigen 
Rolle in der friedlichen Revolution ermöglicht 
werden können. Wichtig und im Gegensatz zu 
den mehr oder weniger in Liquidation liegen- 


den Resten der DDR-Bürgerbewegung sehr 
lebendig sind die 30 Initiativen und Gruppen, 
die hinzugekommen sind, unter anderem der 
Antiatomladen, die Siemenskampagne, die 
Berliner Mietergemeinschaft, die Böllstiftung, 
die Frauenförderung e.V., die Gesellschaft für 
bedrohte Völker, die Grauen Panther, die 
Havemann-Gesellschaft, die Humanistische 
Union, Kulika Kurdistan, das Museum für 
verbotene Kunst, Robin Wood, die Schwulenbe- 
ratung, Pro Asyl, die Volksuni, um nur bekann- 
tere NGO’szunennen. Durch die Kommunika- 
tion untereinander und durch ihre störende 
Präsenzinderkünftigen Prunk- und Protzstraße 
Berlins könnte das Haus der Demokratie eine 
wichtige Rolle für die Erhaltung von Bürger- 
rechten und Verantwortung in dieser Stadt und 
diesem Land spielen. Und dafür sollte sich ein 
hartnäckiger Kampf lohnen. Zugewinnen ister 
ohnehinnicht auf der juristischen Strecke, son- 

dern nur auf der politischen. 
ü W.Rüddenklau 


Leipziger Kommunalwahlkampf, 
heiße Phase 


Bündnis %/Die Grünen: Wahl- 
kampf zu Wasser, auf dem 
Lande und in der Luft 


Bündnis 90-Spitzenkandidat Friedrich Magirius 
wollte auf der Festwiese des Leipziger 
Zentralstadions einen Heißluftballon der Fir- 
ma “Minol” taufen. Anschließend beabsichtig- 
te der bescheidene Geistliche mit diesem Bal- 
lon in den Himmel aufzusteigen. Vielleicht um 
dem Herr und Schöpfer ein wenig näher zu 
kommen, vielleicht aber auch, um alle anderen 
Spitzenkandidaten endlich einmal weil unter 
sich zu lassen. 
Doch als Gott spürte, daß Magırıus ın 

seine Nähe zu kommen drohte, fing er spontarı 

an, lange und bitterlich zu weinen. So kam 6S, 


daß wegen anhaltenden Regenfällen die 
Ballontaufe samt Himmelfahrt abgesagt wer- 
den mußte. 

Doch auch OBM-Kandidat Jochen 
Läßig hatte mitden Widrigkeiten der tobenden 
Elemente zu kämpfen. Er paddelte bei 
sintflutartigen Regenfällen, die Kollege 
Magirius mit der geschmacklosen Ballontaufe 
heraufbeschworen hatte, vom Connewitzer 
Waldbad bis (fast) zum ehemaligen Germania- 
Bad. Leider mußten Läßig und die neun Er- 
wachsenen, samt zweier Kinder sowie 
Bootshund “Lutz” kurz vor dem Ziel ans Ufer 
klettern. 

Aber Jochen Läßig hat damit selbst 
seinen schärfsten Kritikern eindrucksvoll be- 
wiesen, er kann paddeln ohne unterzugehen. 
Ob diese Bootsfahrt auf der weltberühmten 
Pleiße, die durch die grüne Hölle des (an 
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diesem Tage) subtropischen Auenurwaldes 
führte, als Überlebenstraining für dieZeitnach 
den Wahlen ausreicht, wissen allein die Götter. 

Unangenehm fiel auf, daß Jochen Läßig 
ein gespanntes Verhältnis zum Umweltschutz 
haben muß. “Logischerweise” hatten die 
PaddelflottistInnen einige Stapel Bündnis-90- 
Flugblätter mit auf die Reise genommen. Diese 
waren alsbald total durchgeweicht. Der grüne 
OBM-Kandidat Läßig meinte dazu geistesge- 
genwärtig: “Schmeißsiedocheinfach in’s Was- 
ser!”’ Aber er sagte dies unter dem Einfluß 
extremer Witterungsbedingungen, das sollten 
ihm die Leser zugute halten. (Weitere Grund- 
sätze der Grünen ließ Jochen Läßig an diesem 
TagnichtüberBord gehen!) Die Bootsfahrt soll 
übrigens im September anläßlich der Landtags- 
wahl wiederholt werden. Interessenten melden 
sich bitte bei Bündnis 
90/Die Grünen im 
Leipziger Rathaus. 
Frank Feiertag 


P.S.: Der “telegraph” 
wird selbstverständ- 
lich auch im Septem- 
berwederKostennoch 
Strapazen scheuen, um 
an diesem Ereignis 
teilzunehmen. Achlie- 
ber Jochen, bitte un- 
ternimm den nächsten 
Survival-Trip nicht 
wieder zum Höhe- 
punkt der Regenzeit! 
Der Titel der 
Veranstaltungsreihe 
“Fahren Sie Kahn mit 
den Kandidaten von 
Bündnis 90/Die Grü- 
nen” sollte hingegen 
unbedingt beibehalten 
werden. 
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Die hocherotischen Streiche der 
sächsisel 
- Wahlkampfstrategen 


Kondome wurden an den Ständen der 
Christdemokraten nicht verteilt, statt dessen 
Luftballons mit der Aufschrift “CDU” und 
Flugblätter der Jungen Union mit der lieblosen 
Losung “Wenn Dir das Thema Sex schon zu 
den Ohren herauskommt, kannst du’s ja mal 
mit Politik versuchen.” 

Trauen sich die Mannen der Jungen 
Union etwa deshalb nichtmehr aus den Betten, 
weil man nach vollzogener Vereinigung nicht 
alt und verlassen dastehen will? Sexuelle Ent- 
haltsamkeit an der falschen Stelle kann das 


So wählen Sie richtig 


schen zu den 

Ohren rauskommt, 
kannst Du's ja mal mit 
Politik versuchen. 


beste Parteiprogramm schänden. Odersindohne 
bienenfleißige sexuelle Ausschweifungen blü- 
hende Landschaften überhaupt machbar? 
Liebe Freunde von der CDU, nun 
versteifen Sie sich doch nicht immer im fal- 
schen Augenblick! Es muß ja nicht nur an den 
lendenlahmen und verklemmten Parteisprü- 
chen der JU Leipzig liegen, wenn dort keine 
Frau kandidieren mag. Die Zeiten der 
unbefleckten Zeugung sind zwar längst vorbei, 
aber wem die Politik zu den Ohren herauskom- 
men sollte, der kann es ja einfach (noch) mal 
mit Sex versuchen! 
Damit es dabei keine Probleme gibt, 
empfehle ich den diskreten Charme der 
parteieigenen Kondome von Bündnis 90/Die 
Grünen. Diese - mit Sicherheit - ersten 
Parteikondome Leipzigs waren an (fast) jedem 
Bündnis 90-Wahlkampfstand kostenlos erhält- 
lich. Zu erkennen sind sie an dem der Verpak- 
kung aufgedruckten Slogan “Lieber mit als 
ohne Verantwortung”, dem Bündnis 90/Die 
Grünen-Logo und am fehlenden Grünen Punkt. 
Diese Parteikondome sind bestens geeignet für 
Schwarz-Grüne Koalitionen. Es ist nur die 
Frage, ob die CDU paarungskompetent ist. 
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en Dir das T'hema 


Wen schon der 
Gedanke an die Par- 
teikondome ins 
Schwitzen brachte, 
fürdenlag am Wahl- 
kampfstand der So- 
zialdemokraten ein 
Erfrischungstuch 
mit der Aufschrift 
“SPD” bereit. Die 
F.D.P. hingegen 
lockte mit blau-gel- 
ben Luftballons, die 
man, so ein Wahl- 
kampfhelfer unge- 
fragt, “nichtalsKon- 
dome benutzen” 
sollte. Das ist eben- 
falls Besitzern von 
DSU-Luftballons 
dringend zu raten. Denn diese stammen nach 
glaubwürdigen Aussagen der DSU “noch vom 
letzten Wahlkampf unddrohen beim Aufblasen 
zu platzen”. Die PDS verteilte leider keine 
roten Kondome. Aber es kungelt ja niemand 
mit ihr, wie sogar Gysi sagt. Selbst das Neue 
Forum warb konsequent parteikondomfrej - 
mit Flugblättern, die Seltenheitswertund sexual- 
revolutionären Brennstoff besitzen. 

Frank Feiertag 


P.S.: Wir danken der Jungen Union für das 
Flugblatt und Bündnis 90 für das Parteikon- 
dom. 


Das schwarze Schaf der Grünen 
entpuppt sich als schwarz- 
grüner Leitwolf 
Vor den Wahlen machen wir keine Koalitions- 
aussagen, - diesen Grundsatz beschloß Bünd- 


nis 90/Die Grünen Ende 1993 auf ihrer Konfe- 


renz in Zittau. 
Exakt am 8. Mai 1994 wurde bekannt: 


Eine Regierungskoalition in Sachsen aus CDU 
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und Bündnis 90/Die Grünen istnach Ansichten wortung”, die die CDU abgeben mußte, über- 


des Bundestagsabgeordneten Werner Schulz nehmen können. 
eine ernsthafte Variante. Im Übrigen “entschuldigte”ersich und 


Grüne Grundsätze würden dabeinicht seine Schwarz-Grüne Fährtenaufnahme mitdem 


auf’s Spiel gesetzt, versuchte Herr Schulz der Wiedergeben verschiedener Meinungsum- 
Presse weiszumachen. fragen, die ihm bestätigten, eine Mehrheit für 


. Ererwartet allenErnstes,daßdieWäh- eine Koalition aus SPD und Bündnis 90/Die 
ler Bündnis 90/DieGrünenhelfen,dieabsolute Grünen gibt es derzeit nicht. 
Mehrheit der Christdemokraten zu brechen, _... Frank Fei 
damit Die Grünen danneinen Teilder“Verant- y —r 


‘Immer reden die von Arbeit!” 
Interview mit dem Anarchisten Klaus Schmitt 


über Schwundgeld und Freiland 


Die kleinauflagigen Blätter der bundesdeutschen außerparlamentarischen Linken drucken zur 
Zeit massenweise scharfsinnige Untersuchungen der sogenannten “Ökologischen Linken” (kurz 
Ökoli: Ditfurth & Co) darüber ab, wer und was faschistisch und deshalb zu meiden sei. Mit 
schwammigen Begriffen und zweifelhaften Untersuchungs- und Belegmethoden soll damit 
offenbar eine Art Ersatzreligion für die nach dem Mauerfall von Sinn- und Mitgliederschwund 
befallene sogenannte “Radikale (West-)Linke” geschaffen werden. Entsprechend sind die 
. Reaktionen auf Unberufene, die diesen Dogmen zu widersprechen wagen. Nachdem wir in den 
Meldungen des letzten “telegraph” über einen heftig ausgetragenen Streit zwischen Ökolis und 


dem als Ökofaschisten bezeichneten Gesellianer 
Klaus Schmitt berichtet hatten, wurde wirvon 9° 
autorisierter Seitemit dem großen Kirchenbann, 
dem “Verschiß in der Szene” bedroht. Mit 
anderen Worten: die Sache beginnt uns nun 
wirklich zu interessieren. So kleinkariert die 
Auseinandersetzungen anmuten, hier scheint 
es um einen Grundsatzstreit zu gehen. 

Um also mal aus berufenem Mund, und 
nicht durch immer neue Tendenzschriften der 
Ökoli, zu erfahren, wer und was denn nun 
eigentlichdie verrufenenGesellianersind, haben 
wir mit Klaus Schmitt gesprochen, der in 
Westberlin als ihr profiliertester Vertretergit. em “ . 

Schmitt spricht ungern über sein Alter - m IM 


würde ihn sofort in das zur I RR ; 
;ebener Geister Klaus Schmidt beim Gespräch in der Umwelt- 


Pan-Syndrom” Bilbliothek 


der “Spiegel” 
Diffamierung jung gebl 
erschaffenen Klischee “Peter- 
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sperren. Er ist Journalist und Publizist und arbeitet mit Kindern. Eine wirkliche Einführung in 
die physiokratische Lehre können wir im Rahmen unseres Heftes natürlich nicht liefern und 
müssen auf die einschlägige Literatur verweisen, beispielsweise Schmitts von der Ökoli auf 
den Index gesetztes Buch “Silvio Gesell - Marx der Anarchisten?” (Karin Kramer Verlag 


Berlin, ISBN 3-87956-165-6). 


telegraph: Du bist also der Choleriker Klaus 
Schmitt,derineiner Story imletzten“telegraph” 
miteiner Pistole herumfuchtelte, als eraus dem 
Westberliner anarchistischen Laden “ellocco” 
hinausgeworfen wurde. Du hast offenbar ir- 
gendwelche Differenzen mit der ökologischen 
Linken oder die ökologische Linke hat 
Differenzen mit Dir. Der Referent, ein gewis- 
ser Peter Bierl wollte Dich nicht zur Diskussi- 
on zulassen, weil Du ein Ökofaschist wärest. 
Bist Du ein Ökofaschist? 
Klaus Schmitt: Das müssen mir nicht ausge- 
rechnet Faschisten sagen. Ich halte sie für 
faschistoid. Wir haben uns in den sechziger 
Jahren viel mit der Frankfurter Schule und 
Wilhelm Reich beschäftigt und von dort die 
Definition des Begriffs “faschistoid” übernom- 
men. Es gibt von dem Linksmarxisten Otto 
Rühle einen langen Aufsatz “Brauner undroter 
Faschismus”, den er Anfang der dreißiger Jah- 
re geschrieben hat. Dort werden diese Stalinisten 
mit den Nazis verglichen und als Faschisten 
bezeichnet. Tiefenpsychologisch hat diesen 
Vergleich ein Franzose gemacht, Joseph Ga- 
bel, Marxist und Psychoanalytiker. Er hat eı- 
nen Aufsatz über das “kommunistische Den- 
ken” geschrieben. Dort werden solche Argu- 
mentationen untersucht, wie sie von Bierl, 
Jutta Ditfurth und diesem ganzen Umfeld ge- 
braucht werden. Das sind die gleichen Metho- 
den, die gleiche Art zu denken, diese 
Pseudodialektik. 
Der größte Witz ist aber, daß sich diese 
Leute aufregen über Steiner, Bahround Tilman 
Zülch. Tilman, der sich schon vor einem viertel 
Jahrhundert um bedrohte Völker gekümmert 
hat, Indianer, Kurden, usw., wird von ihnen als 
Rassist bezeichnet. Cohn-Bendit, Avantgarde 
der Pariser Mairevolte 1968, ist für sie ein 
Faschist. Die ticken nicht mehr richtig. Silvio 
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Gesell, haben sie schon vor zehn Jahren in 
einem Anarchoblatt, dem “Schwarzen Faden”, 
geschrieben, sei deshalb ein Antisemit, weiler 
nie das Wort “Jude” gebraucht, sondern immer 
den Begriff “Zinsnehmer” benutzt. Das hat 
dieser Bierl jetzt wieder in der Veranstaltung 
im “ellocco” wiederholt. Auch inihrer Zeitung 
meinten die Ökolis, das sei besonders infam, 
weil jeder im Volk wisse, daß mit Zinsnehmern 
Juden gemeint seien. Wenn man von Zinsneh- 
mern spricht, ist man also Antisemit! 

Ich bin kein Liebhaber des Volkes, ich 
bin schließlich kein Faschist, oder der Massen, 
wie die Leninisten sagen, die zuerst das Volk 
bejubeln, ihm in den Hintern kriechen und es 
dann unterdrücken. Aber es ist schon eine 
Unverschämtheit zu unterstellen, daß “das 
Volk” heute noch unter Zinsnehmern Juden 
verstehen würde. Die zweite Schweinerei ist 
typisch für diese Marxisten: Du darfst 
Zinsnehmer nicht angreifen, denn der Geld- 
und Kapitalzins ist nicht das Bösartige am 
Kapitalismus, sondern der Markt. 
telegraph: Der Faschismus-Begriff ist natür- 
lich schon seit den Zeiten der KPD der 
zwanziger Jahre sehrunscharfund schwammig 
und wird - wahrscheinlich absichtlich - vonden 
verschiedensten Interessenten heute immer 
schwammiger gemacht. Heute bedenkt eigent- 
lich jeder jeden mit dem Begriff. Man müßte 
sich wahrscheinlich vor dem Gebrauch des 
Wortes jeweils darauf einigen, was damit ge- 
meint ist - auch bei einer Beschimpfung, und 
dann könnte man konkret erfahren, um was es 
denn eigentlich geht. Aber dann wäre es wahr- 
scheinlich keine wirkungsvolle Beschimpfung 

mehr. 

Was uns interessiert: Diesem Silvio 

Gesell wird vorgeworfen, daß er zeitweise mit 
Nazis zu tun hatte. Ich kann mich leider nicht 
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mehr genau erinnern, wo ich das gefunden 
habe, aber es handelte sich um eher sympathi- 
sierende Literatur aus der Zeit nach 1945: 
Gesell hat doch seine Freigeld- und Freiland- 
Lehre allen möglichen Strömungen angeboten, 
Sozialdemokraten, AnarchistenundLiberalen. 
Und es soll auch ‚Gespräche mit dem 
Reichsbankpräsidenten Schacht und, so wurde 
gemunkelt, auch mit Göring gegeben haben. 
Was kannst Du über Gesells Verhälmis zu den 
Nazis sagen? 

Klaus Schmitt: Die Gesellianer kommen na- 
türlich aus allen möglichen politischen Ecken. 
Das reicht von den Anarchisten bis zu den 
Nazis. Es gab auch Nazis, die Hitler gern dazu 
gebracht hätten, einiges von den Gesellschen 
Wirtschaftsvorstellungen zu verwirklichen. 
Gesell selbst hat mit denen nichts am Hut 
gehabt. Mirhat jemand vor zwei er einen 
Brief ausderZeitschrift En PR 
“Freiwirtschaft” zuge- 
schickt. Diese Zeit- 
schrift hieß früher ein- 
mal “Die deutsche 
Freiwirtschaft” und 
wurde von Nationali- 
sten gemacht. Gesellist 
dort hineingegangen, 
hat die Nationalisten 
hinausgeworfen und 
hat die Zeitschrift “Die 
Freiwirtschaft” umbe- 
nannt. In dem Brief 
beschwerte sich Gesell 
darüber, daß es in den 
freiwirtschaftlichen 
Gruppen Nationalisten 
gebe. Vonihnendistan- 
ziert er sich ausdrück- 
lich. Nationalisten 
könnten, meint er, 
ehestens noch mit sei- 
ner Schwundgeldtheo- 
riehantieren, aber ganz 
bestimmt nichtmit sei- 


das Bodenrecht. 

Er war ja völliger Internationalist. Er 
wollte alle Zollschranken abbauen und forder- 
te, daß der Boden allen gehört und alle Zugang 
zu ihm haben sollen. Die Nazis haben ihm dann 
unter anderem Internationalismus vorgewor- 
fen. 

Außerdemhatersich schon viel früher, 
in einer seiner ersten Schriften, über den 
Antisemitismus des Hofpredigers Stöcker mo- 
kiert, der den Juden die Zinsknechtschaft vor- 
warf. Das sei, schrieb Gesell, eine schreiende 
Ungerechtigkeit. 
telegraph: Andererseits war Gesell durchaus 
kein Held. Beispielsweise habe ich in einer 
Biographie eines Sympathisanten einiges über 
seine Rolle in der Münchner Räterepublik ge- 
lesen. Er war ja in der ersten Räterepublik 
Finanzministerund versuchte, soweitdas unter 
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stehenden Fußes 
eine Million Mark 
zum Ankauf von 
Waffen herauszu- 
rücken. Nach der 
Niederwerfung der 
Räterepublik durch 
die Reichswehr ist 
er, soweit mir be- 
kanntist, überhaupt 
als Einziger vom 
Standgerichtfreige- 
sprochen worden. 
Und zwar, weil er 
die Herren davon 
überzeugen konnte, 
daß er mit der Räte- 
republik eigentlich 
garnichts zutunhat- 
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Urteil des Münchner Standgerichts gegen Silvio Gesell 


den schwierigen Umständen möglich war, das 
Geld- und Banksystem nach seinen Vorstellun- 
gen zu reformieren. Die Kommunisten setzten, 
nachdem sie mit Hilfe eines Putsches ihre 
zweite Münchner Räterepublik errichtet hat- 
ten, Gesell als Finanzminister ab. Wenn ich 
mich recht erinnere, weigerte er sich, ihnen 
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te. Er sei nämlich 
nur ein kleiner öko- 
nomischer Bastler. 
Und das ist ja ei- 
gentlich ziemlich 
peinlich. 

Klaus Schmitt: Ja, 
das wäre peinlich. 
Ich habe das nicht 
gelesen und weiß 
nicht, ob das richtig 
ist. Andererseits bin 
ich kein Extremist 
und lassemichnicht 
von diesen Rechts- 
extremisten und 
rechten Schweinen 
vor Gericht umnie- 
ten. Das ist ja nicht 
mein Gericht. Die 
belüge ich auch, wenn ich kann. 

telegraph: Ähnlich hat sich auch Brecht vor 
dem McCarthy-Ausschuß betragen. Er hat den 
Typen geschworen daß er nie Mitglied der 
kommunistischen Parteioder Kommunist war. 
“Einzig und allein aufgrund ihrer unbarmher- 
zigenN achgiebi gkeit”, meinterinder Rede an 
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den Baum Green, “konnten Sie überleben!” 
Klaus Schmitt: Was ich viel schlimmer finde 
ist, daß eine ganze Menge Leute, Mühsam, 
Landauer und auch Gesell, nicht mit der Waffe 
in der Hand gegen das preußische Militär ge- 
kämpft haben. Das ist für mich viel entschei- 
dender als das, was sie danach vor Gericht 
gesagt haben. 
telegraph: Andererseits waren sie aber von 
den Kommunisten abgesetzt worden und hat- 
ten nichts mehr mit diesem neuen Regime zu 
tun. Es gibt einen Landauer-Brief, in dem er 
sich sehr entschieden vom kommunistischen 
Putsch distanziert, der nicht mehr seine Sache 
wäre. Die anderen Mitglieder der Eisner-Re- 
gierung haben das wohl ähnlich empfunden. 
Aber wieder zurück zur Gegenwart. Du 
hast vorhin die Angriffe der Ökoli auf Bahro 
und Steiner als Beispiel für faschistoide Argu- 
mentation angeführt. Aber wir haben davon 
abgesehen doch einige Probleme mit Herm 
Bahro und Leuten, diesich aufden Anthroposo- 
phen Steiner berufen. Es gibt bei Steinerdurch- 
aus Äußerungen, die, wennman sie unreflektiert 
nimmtund weiterdenkt, zum Rassismus führen 
können. Bahro kann man vielleicht nicht als 
Faschisten bezeichnen, aber doch den Vorwurf 
machen, daß er mit Vorliebe Leute zitiert, die 
sich im Vorfeld des Nationalsozialismus be- 
fanden oder damals sogar mitgemacht haben, 
beispielsweise den Wirtschaftstheoretiker 
Schmitt, den Philosophen Heidegger, den 
Schriftsteller Jünger. Aber auch Gesell hält er 
für einen wichtigen Mann. Bahro meint, daß in 
diesen Leuten sehr viel Potential steckt und 
möchte ihr Gedankengut gern wieder unter die 
Leute bringen. Er verrührt die unterschiedlich- 
sten Lehren zu seinem Einheitsbrei. Bahro ließ 
beispielsweise auch einen unreflektierten und 
sehr populistischen Gesell-Beitrag von einer 
gewissen Frau Kennedy in seiner Vorlesung 
laufen. 
Das Problem, das viele mit Gesell und 
Steiner haben, hat sehr viel mit einigen ihrer 
jetzigen Protagonisten zu tun. Beispielsweise 
gibt es diese Äußerungen von Haverbeck, die 
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offen rassistisch sind. Er hat auch die verschie- 
densten Appelle gegen Ausländerzufluß unter- 
schrieben. 

Klaus Schmitt: Ichkenne den Bahro garnicht. 
Der hat uns mal, als wir unsere Zeitung “Agit 
883” mit einem Gesell-Schwerpunkt gemacht 
haben, eine Karte geschickt. Bahro schrieb, er 
freue sich, daß Gesell in der Münchner 
Räterepublik dabei gewesen sei. Das hätte er 
nicht gewußt. Für die Ökonomie hat er sich 
damals garnichtinteressiert. Bahro hat Margret 
Kennedy zu seiner Vorlesung eingeladen und 
die macht das sehr populistisch. Aber das sind 
eben alles Demokraten, ich bin keiner. Sie 
wollen das Volk überzeugen und die Mehrheit 
finden und dann müssen sie ihnen das eben 
beibringen. Seht euch doch die Zeitungen an, 
die eine hohe Auflage haben, an, welchen Stil 
die schreiben. 

Bezüglich Steiners weiß ich nicht, ob 
er ein Antisemit war und es interessiert mich 
auch nicht. Ich kann nur zu Gesell etwas sagen. 
Nun istes jaauchnochein Unterschied,obman 
nach sechs Millionen vergasten Juden oder 
davor seine blöden antisemitischen Sprüche 
losgelassen hat. Es ist ein winziger Unter- 
schied, kein großer, denn ich finde Rassismus 
immer zum Kotzen. Aber ich wundere mich 
über diese Ditfurth-Leute, daß sie keinen An- 
stoß daran nehmen, daß aktuell in Jugoslawien 
die roten Faschisten, Milosewicz und Genos- 
sen, sich mit Völkischen, Antisemiten und 
Kreaturen zusammentun, die Holocoustbetrei- 
ben, die Nazimethoden anwenden, die Millio- 
nen von Menschen vertreiben, offen von 
ethnischen Säuberungen reden. Darüber ver- 
lieren sie kein Wort. Und sie verlieren auch 
kein Wort über die antisemitischen Soziali- 
sten. Ich habe ein Buch eines israelischen Au- 
tors gelesen, der den Antisemitismus in der 
Linken untersucht hat. Das ist zum Lachen: 
Proudhon ein Völkischer, der Semit Marx ein 
Antisemitübelster Sorte. ZumBeispiel schreibt 
Marx über seinen Konkurrenten Lasalle, er sei 
ein jüdischer Nigger - Lasalle war Jude und 


hatte braune Haut. 
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Das ist noch nicht einmal ein kulturell 
bedingter Antisemitismus. Ich bin auch gegen 
Khomeni, gegen orthodoxe Juden, gegen die 
katholische Kirche, die Puritaner und diesen 
ganzen Dreck. Ich bin für eine freie und soziale 
Gesellschaft und nicht für den Islam, das 
Christentum und den Hinduismus, wonoch 18- 
jährige Witwen verbrannt werden. Ich habe 
Marx immer unterstellt, daß er einen kulturell 
bedingten Antisemismus vertrat. Aber dieser 
Spruch ist nicht einmal eine kulturell bedingte 
Ablehnung der Juden, sondern es ist ein 
rassistischerMist. Es isteinrassistischer Dreck, 
wenn ein Mann, der im Britischen Museum 
intellektuell onaniert, seinen Konkurrenten 
Lasalle in dieser Weise beschimpft, der in 
Deutschland die sozialdemokratische Partei 
aufbaut (obwohl ich kein Freund von Sozialde- 
mokratenbin). Übersoetwasregensich Ditfurth 
und Konsorten nicht die Bohne auf. 

Fast alle bekannten Linken waren 
Antisemiten und das finde ich zum Kotzen. Es 
ist aber auch noch ein Unterschied, ob man 
Rassist oder Nationalist ist. Wenn man nicht 
im deutschen Sinne ein Nationalist ist, der 
erklärtermaßen ein völkischer ist, sondern im 
Sinne der Französischen Revolution, ist das 
auch etwas anderes. Ich bin auch kein Anhän- 
ger von Otto Strasser, der sich Ende der 
zwanziger Jahre von den Nazis abspaltete, aber 
für Strasser und solche Leute war jeder ein 
Deutscher, der einen deutschen Paß hatte. 
Während der 68er Studentenrevolte wurde mal 
ein Buch herausgegeben, in dem ein Gespräch 
Strassers mit Hitler veröffentlicht worden war. 
Da hielt Strasser Hitler vor, welcher Unsinn 
dieser Antisemismus wäre. Das deutsche Volk 
bestünde aus mindestens vier Rassen. 

Einer der ganz wenigen Linken (wenn 
man Gesell so nennen will) die N ationalismus 
und Antisemitismus ausdrücklich abgelehnt 
haben, war Gesell. 

Ich bin ein Deutschenhasser, obwohl 
alle meine Vorfahren Deutsche waren. Ich bın 
auch antiamerikanisch, genauer gesagt US- 
feindlich - der Vorwurf, gegen den sich die 
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Grünen immer so verzweifelt wehren. Natür- 
lich bin ich US-feindlich, weilich weiß, daß es 
in diesem Jahrhundert zwei Dutzend US-Inter- 
ventionen in Lateinamerika gegeben hat, um 
liberale, sozialdemokratische oder sonstige 
demokratische Regimes niederzumachen. Des- 
halb bin ich ebenso US-feindlich, wie ich nach 
sechs Millionen vergaster Juden und einer hal- 
ben Million ermordeter Zigeuner, die kaum 
erwähnt werden, deutschenfeindlich bin. Eben- 
so bin ich serbenfeindlich. 
telegraph: Man muß sich nicht unbedingt für 
serbenfeindlich erklären, wenn man etwas ge- 
gen diese Idiotie hat. Es gibt auf allen Seiten 
Friedensgruppen und es gibt auf allen Seiten 
die großen Arschlöcher. 
Klaus Schmitt: Der homo sapiens ist ein 
Arschloch. Die Deutschen waren die ersten, 
die ich zum Kotzen fand, weil ich aus Deutsch- 
land bin und die Deutschen deshalb besonders 
gut kenne. Deshalb bin auch von Volksherr- 
schaft und Massenverherrlichung und diesem 
ganzen faschistoiden Dreck heruntergekom- 
men. Ich habe dann auch noch andere Völker 
kennengelernt. Die einzigen, die ich nett finde, 
sind die Berg-Arapesh aus Neuguinea. Aber 
wenn ich da leben würde, wäre ich sicher auch 
bald enttäuscht. 
telegraph: Was meinst Du eigentlich damit, 
daß Du kein Demokrat bist? 
Klaus Schmitt: Ich bin Anarchist, für 
Selbstbestimmung, Selbstorganisation. 
telegraph: Du verstehst Dich als Gesellianer 
oderals Physiokrat? Oder wie würdestDu Dich 
bezeichnen und was ist das eigentlich? 
Klaus Schmitt: Michhatjaso ein Mäusehänd- 
ler auf Gesell gebracht. 
telegraph: Ein Mäusehändler? 
Klaus Schmitt: Ja, ich war zwölf Jahre altund 
kaufte beiihm weiße Mäuse. Er warein Gesell- 
Anhänger. Der machte das, was ich später auch 
getan habe, er quatschte bei jeder Gelegenheit 
andere Leute mit dieser Theorie voll. Ich bin 
später auch bei Politikern hausieren gegangen. 
Die wurden dann immer nervös und meinten, 
ich soll erstmal heiraten. Dieser Mäusehändler 
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hat mir erklärt, wie die Zirkulation von Geld 
funktionieren muß. Wenn kein Geld mehr ge- 
ortet werden kann, dann gibt es keine 
Nachfragelücken und deshalb keine Arbeitslo- 
sigkeit mehr. Das mit der Arbeit hatte ich mir 
gemerkt und habe meiner Mutter, einer alten 
Sozialdemokratin, davon erzählt. Die hat das 
nicht begriffen, wie das bei damaligen Haus- 
frauen so war, und hat mir begeistert von der 
Arbeiterjugend erzählt. Ich habe gedacht: "Ar- 
beit, immer reden die von Arbeit”. Und dann 
wollte ich nichts mehr von Politik wissen. Ich 
bin erst später auf die Zirkulationstheorie zu- 
rückgekommen und da bin ich ein typischer 
Gesell-Anhänger geworden. 

Das ist eine Theorie aus der Zeit der 
Geldkrisen, als es Inflation und Deflation gab. 
Da war das relevant. Heute haben wir 
Stagflation, schleichende Inflation, praktisch 
ein Schwundgeld aber trotzdem Arbeitslosig- 
keit. Ich bin durchaus der Meinung, daß man 
nicht in der Produktionssphäre herumwühlen 
muß, wie die Marxisten, sondern in der 
Zirkulationssphäre die Ursache für Krisen su- 
chen muß. Da sind Gesell und Proudhon (der 
mit diesem Denkansatz begonnen hatte) durch- 
aus auf dem richtigen Wege. Aber andere ha- 
ben das schon weitergebracht. Mir wurde bei- 


Riese empfohlen, der sich an 


spielsweise Hajo 
issenschaft- 


der Freien Universität Berlin sehr w 
lich und differenziert mit diesen Dingen be- 
schäftigt. | 

Vor allem aber finde ich Keynes wich- 
tig. Der hat schon in den dreißiger Jahren sein 
Hauptwerk veröffentlicht, die “Allgemeine 
Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des 
Geldes”. Es war eine Geld- und Zinstheorie, 
die dazu dienen sollte, die Arbeitslosigkeit zu 
überwinden. Was er in dem völlig mißverstan- 
denen und ignorierten 17. Kapitel sagt, ıst 
völlig identisch mit den Analysen, die Gesell 
gemacht hat. Nur hat er sie etwas weiter ge- 
bracht als Gesell. Er kritisierte Gesell, daß er 
alles begriffen hätte, aber nicht, warum Geld 
gehortet wird. Geld wird gehortet, weil es 
liquide ist,man kann spekulieren, ZU jeder Zeit 
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Aktien, Grundstücke und so weiter günstig 
kaufen. Gesell habe aber den richtigen Gedan- 
ken gehabt: Geld müsse genauso wie Waren, 
Arbeitskraft, Kapital usw. Durchhaltekosten 
haben. Ein Haus muß immer in Stand gehalten 
werden, das sindhohe Durchhaltekosten. Eben- 
somüssedas Geldmit Durchhaltekosten belegt 
werden. Keynes hat diese Idee in seinem IWF- 
Programm aufgenommen. 

telegraph: War Keynes Vorläufer des IWF? 
Klaus Schmitt: Das war 1944, als Internatio- 
naler Währungsfond und Weltbank diskutiert 
wurden. Da hat Keynes vorgeschlagen, man 
solle eine von anderen Währungen, vom 
zinserpressenden Dollar und Pfund unabhän- 
gige Zahlungseinheit benutzen, den Bankor. 
Die Guthaben sollten genauso mit einem Zins 
belegt werden wie die Schulden. Die Schulden 
sollten mit einem sehr niedrigen Zins belegt 
werden, damit sie zurückgezahlt werden, aber 
eben auch die Guthaben, sodaß Durchhalte- 
kosten für Geld entstehen. 

telegraph: Das ist aber nicht verwirklicht 
worden, sondern das genaue Gegenteil. und im 
Namen von Keynes wird von den Neoliberalen 
in Lateinamerika gerade die Auspowerung der 
Bevölkerung zugunsteneiner starken Währung 
betrieben. Die NGO-Gruppen in den USA und 
anderswo machen gerade eine Kampagne “40 
Jahre sind genug” gegen IWF und Weltbank. 
Die internationale Verschuldung, hauptsäch- 
lich an US-Banken, ist gigantisch. 

Klaus Schmitt: Keynes hatsich immer distan- 
ziert vondenNeoliberalen und Klassikern. Der 
Sinn von Keynes IWF-Konzept war die Schaf- 
fung von ausgeglichenen Zahlungsbilanzen. 
Dort, wo es Handelsüberschüsse gibt, müssen 
sie für niedrige Zinsen verliehen werden. Ein 
negativer Zins soll Druck ausüben, damit die 
reichen Länder ihre Gelder billig an Entwick- 
lungsländer verleihen. Das war Keynes 
Grundidee und das haben die US-Banken ver- 
hindert. 

Interessant war auch Dieter Suhr, ein 

Verfassungsrichter aus Bayern. Der hatimmer 
gesagt, man kann nicht bei Gesell stehenblei- 
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ben, man muß Keynes einbeziehen und muß 

das alles weiter entwickeln. Der sagt, daß es 

einen Widerspruch gibt zwischen “Geld ohne 

Bedarf’ und “Bedarf ohne Geld” gibt. Die 

“Bild”- Zeitung schrieb, und das stimmte aus- 

nahmsweise mal, daß Frau Quandt 650.000 

Mark täglich an Zinsen kassiert. Sie kann gar 

nicht soviel Kaviar verzehren und Champagner 

saufen, um das auszugeben. Sie hat keinen 

Bedarf für so viel Geld. Auf der anderen Seite 
gibt es Bedarf ohne Geld. Die Leute, die im 
Winter in Parkanlagen hausen und zum Teil 
erfrieren, haben kein Geld, aber Bedarf. Sie 
brauchen Wohnungen und die könnten gebaut 
werden und es könnte Arbeit geschaffen wer- 
den, um Wohnungen zu bauen. Aber da fehlt 
das Geld. Helmut Kreutzer hat das dargestellt: 
400 Milliarden im Jahr Zins, Kapitalzins und 
Bodenzins kassieren dieGrundeigentümer und 
Geldgeber in der Bundesrepublik netto - also 
nicht die Banken, sondern das, was beispiels- 
weise eine Frau Quandt bekommt und die 
Kapitaleigentümer, die schuldenfrei sind. 400 
Milliarden, das ist achtmal soviel wie der 
Verteidigungshaushalt. Und weil Frau Quandt 
und ihre Klassengenossen dieses Geld immer 
wieder anlegen, verdoppelt sich ihr Vermögen 
bei sieben Prozent Zinsen alle zehn Jahre. Frau 
Quandt besitzt heute etwas über drei Milliar- 
den, in zehn Jahren sind es sechs, dann zwölf, 
dann 24. 

Esmuß entsprechend dem Vermögens- 
wachstum dieser Leute Wirtschaftswachstum 
geben, sonst gibt es eine Einkommens- 

_umverteilung zu Lasten der Produzenten. Pro- 
duzenten, das sind in diesem Sinn auch die 
eigentumslosen Unternehmer, die kleinen 
Krauter, die lohnabhängigen Arbeiter, die 
Künstler usw.. Die Produzenten werden, wenn 
es kein Wirtschaftswachstum gibt, aber der 
Sektor für die Kapitalisten und Grundrentner 
immer größer wird, immer ärmer. Und das 
haben wir heute. Wir haben heute kein ausrel- 
chendes Wirtschaftswachstum mehr, das müß- 
temindestens 5% betragenundsiehe da, es gibt 
schon reale Lohnkürzungen und die Gewerk- 
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schaften gehen auch darauf ein. 
telegraph: Wachstum ist ja ein Problem ge- 
worden. Diesekapitalistische Gesellschaft ver- 
braucht infolge ihres Wachstums- und 
Innovationszwangs in wenigen Generation die 
Ressourcen der Erde, um die Bedürfnisse einer 
winzigen Minderheit zu stillen. 
Klaus Schmitt: Gesell wird unterstellt, daß er 
diese Wachstumsideologie teilt. Es gibt von 
ihm andere Aussagendazu, aberes wareinfach 
nicht das Problem der damaligen Zeit. Das 
Interessante ist, daß Keynes bereits vor 60 
Jahren ein Modell von Vollbeschäftigung ohne 
Wachstum entwickelt hat. Das ist so eine Art 
Utopie. Er hat gesagt, wenn man den Geldzins 
auf Nulldrückenkann, fällt auchderKapitalzins 
auf Null, weil dann die Unternehmer weiter 
investieren können. Dann tritt der Zustand der 
“Vollinvestition” ein, die Quasi-Konjunktur. 
Dann verschwindet der Mehrwert in den Löh- 
nen, in den Arbeiter- wie den Unternehmerlö- 
hnen, also inden Einkommen der Produzenten. 
Das ist schon mal ein Grund, warum die Leute 
ihre Arbeitszeit verkürzen. Der andere Grund 
ist der, daß auch nichts mehr vernichtet wird 
durch Krieg und Ähnliches. Es gibt gesättigte 
Märkte. Wir sind zwar unersättlich, aber wir 
wägen ab zwischen Freizeit, die auch ein Gut 
ist und einem weiteren Auto. Ich lege mich 
doch lieber in die Sonne, wenn die Strände in 
Ordnung sind und ich wieder mit dem Fahrrad 
hinfahren kann, als für einen Rolls Royce zu 
ackern. Esreduziertsich die individuelle, selbst 
gewählte Arbeitszeit und es gibt Vollbeschäft- 
igung, ohne daß wir Wachstumszwänge haben. 
Ich habe auch mal. geglaubt, Keynes wäre ein | 
Wachstumstheoretiker, was Quatsch ist, ein 
Staatsinterventionist - Unsinn. Das haben die 
Sozialdemokraten so mißinterpretiert. Dann 
behaupten Linke, Keynes sei prokapitalistisch. 
Immer wieder taucht bei ihm der Satz vom 
“sanften Tod des Kapitalrentners” auf. Er soll 
absterben, indem weiter investiert wird bis 
zum Zustand der Vollinvestition. 
telegraph: Das ist die Schwundgeldttheorie. 
Die andere Theorie der Physiokraten war die 
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Freilandtheorie, daß es nämlich kein arbeitslo- 
ses Einkommen aus dem Besitz von Boden 
geben sollte. Soweitich weiß, gab es sogar eine 
relativgroße Bewegung, die Freilandbewegung, 
die im Sinne dieser Theorie große Gebiete 
aufkaufte und zu geringen Pachtsummen an 
Siedler vergab. Dieses Vermögen ist, soweit 
ich gehört habe, zunächst von den Nazis 
eingesackt worden. Die Reste dieses Boden- 
fonds dürften gegenwärtig von der Treuhand 
zusammen mit den Resten der mittelalterli- 
chen Almende an private Bodenspekulanten 
verhökert werden. 

Klaus Schmitt: Da hat beispielsweise ein 
reicher Krösus, der mit dem Bund deutscher 
Bodenreformerum Damaschke sympathisierte, 
Grundstücke in Halle aufgekauft und der Stadt 
geschenkt, damit sie sie verpachtet und so die 
Grundrente der Allgemeinheit zufließt. Weder 
die Nazis noch die Stalinisten haben dieses 
Pachtprojekt zunichte gemacht. Jetzt kamen 
diese CDU-Ratten und haben das Gemeinde- 
land für ein Butterbrot an Private verscherbelt. 
telegraph: Wir wollen ja, Schwundgeld hin, 
Bodenrente her, nicht die Augen vor der 
Realitität verschließen. Es ist die gegenwärtige 
Wirtschaftsordnung, nichtirgendein merkwür- 
diger Zufall, daß der Bundestag gerade die 
Bodenreform der DDR gekippt hat. Es geht 
schon um eine Umverteilung zugunsten der 
Reichen. Nicht durch ZufallistderIWF und die 
Weltbank nichtnach dem Konzept von Keynes 
konstruiert wurden, sondern weil eben die 
Abhängigkeit der Dritten von der Ersten Welt 
immer mehr wachsen sollte. Das ist schon das, 
was die Marxisten als Klassengesellschaft be- 
zeichnen und die Verarmung der Produzenten 
ist eine geplante und gewollte Sache. Was, 
meinst Du, kann man dagegen tun? Natürlich 
kannst Du Dich hinsetzen und Deine Theorien 
erklären. Aber kein Politiker wird Dir diese 
Theorien abnehmen und zwar nicht, weil Du 
immernoch nicht geheiratet hast, sondern weil 
er auf der Seite der besitzenden Klassen steht. 
Klaus Schmitt: Aber das ist ja das Interessan- 
te. Sie sind alle für das Zinssystem, einschließ- 
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lich der Grünen. Der grüne Minister Joschka 
Fischer hat sich vor zwei Jahren hingestelltund 
erklärt: “Ich bin für den ökologischen Kapita- 
lismus.” Kapitalismus aber ist Zinswirtschaft, 
Zinseszinsakkumulation. Dasistnatürlich eine 
Absurdität. Von der CDU, der FDP, über die 
Sozialdemokraten bis zu den Grünen sind sie 
alle prokapitalistisch. Und dienormalen Leute 
sind es ja auch. Siehaben keine Ahnung davon 
und sie verwechseln immer Kapitalismus mit 
Marktwirtschaft. Es gibt einen Rest von Leu- 
ten, die nach wie vor antikapitalistisch sein 
wollen, Ihr und ich und natürlich auch die 
Ditfurth. Aber diese Ditfurth-Leute sind eben 
nicht antikapitalistisch. Wirhaben früher, 1968, 
immer von “objektiven Funktionen” geredet, 
nicht von Leuten, die von oben etwas zentral 
steuern, sondern wie ein System wirklich läuft. 
In der Lücke, in der es Leute gibt, die ehrlichen 
Herzens antikapitalistisch sind, tauchen diese 
Marxisten auf und fangen sie ein. Diese 
Marxisten haben auf ihren Fahnen den 
Antikapitalismus, sind aber in Wirklichkeit 
nur gegen den Markt. Wie Andrej Glucksmann 
aus der Pariser Mairevolte schrieb: Dem Marx 
käme es offenbar nicht darauf an, den Kapita- 
lismus zu überwinden, sondern den Markt, 
weil der Markt etwas anarchisches ist. Das ist 
auch meine Einschätzung. Die Ditfurth-Leute 
versuchen ja auch zu entsprechend zu 
diffamieren: “Wer von Zinsnehmern spricht, 
ist Antisemit.” Diese Leute haben im System 
die Funktion, Leute zu diffamieren, die gegen 
den Zins sind. Alle Parteien bis hin zu diesen 
Marxisten sind also objektiv prokapitalistisch. 
telegraph: DerBegrif “objektiv”hatim Osten 
einen unangenehmen Beigeschmack, weil die 
Stalinisten gern damit operierten. Beispiels- 
weise hieß es, daß jemand “objektiv” ein 
Staatsfeind sei, ob er das wolle oder nicht. 
Davon abgesehen istdas, was Dumeinst,schon 
verständlich. 
Aberwievereinbartsicheigentlich Dein 
Anarchismus mit der Schwundgeldtheorie? 
Wenn ich das richtig verstanden habe, braucht 
man doch zur Schaffung eines sozusagen ro- 
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stenden Geldes Zentralbanken? 

Klaus Schmitt: Brauchtman.nicht. Der Gesell 
meinte dasnoch. Abernachdem er 1930 gestor- 
ben war, hatman das völlig autonom in Wörgl, 
einer kleinen österreichischen Ortschaft mit 
4.200 Seelen, mit den Stimmen aller Parteien 
als Mittel gegen die Wirtschaftskrise einge- 
führt. Das war sehr erfolgreich und die umlie- 
genden Dörfer wollten das auch machen. Das 
schien sich auszubreiten wieein Steppenbrand. 
Dann wurde es von den Zentralen verboten. Im 
Deutschen Reich wurden ein ähnlicher Ver- 
such verboten. 

telegraph: In der Bundesrepublik Deutsch- 
land gibt es, wie wir neulich bei dem Experi- 
mentmitdem Knochengeld im Prenzlauer Berg 
erfuhren, seit 1991 ein Gesetz gegen 
Zweitwährungen. | 

Klaus Schmitt: Ja, ich bin dafür, daß überall 
Geld gedruckt werden kann, im Prenzlauer 
Berg oder wo auch immer. Es gibt ja die 
Proudhonschen Tauschbanken in den USA, die 
Barta-Clubs, die Milliarden-Umsätze haben 
und an denen sich sogar große Firmen beteili- 
gen, weil sie Zinsen sparen. Es gibt eine 
Zahlungseinheit und dann werden die Produk- 
te über eine Zentrale getauscht. Es werden die 
produzierten Waren und ihre Preise angegeben 
und jeder kann dann dort über Computer Wa- 


ren abrufen. Nicht Ware gegen Ware, und auch 
nicht Ware gegen Ware über Geld, sondern 
eine Clearingstelle als Tauschvermittler. 
telegraph: In Großbritannien gibt es in Gebie- 
ten, die besonders von der Wirtschaftskrise 
betroffen sind, ebenfalls sehr erfolgreiche Ver- 
suche mit Zweitwährungen, mit den Lets. 
Klaus Schmitt: Da tauschen die Gemeinden 
Dienstleistungen aus. Damit wollen sie den 
Arbeitslosen ermöglichen, Dienstleistungen 
anzubieten und dafür Dienstleistungen einzu- 
kaufen. 

telegraph: Was ist nun eigentlich der Grund 
dafür, daß diese Theorien in der Linken gar 
nicht mehr sachlich diskutiert werden können? 
In jedem Fallsind es interessante Theorien und 
können, wenn nicht als Mittel zur gesellschaft- 
lichen Veränderung, doch zur Konstruktion 
einer nachkapitalistischen Wirtschaftsverfas- 
sung dienen. Es könnte doch Kongresse geben, 
wo die Ansichten über die Tauglichkeit aus ge- 
tauscht werden. Stattdessenschlagendieeinen 
auf die anderen ein und die wieder zurück mit 
irgendwelchenKeulen. Die Ökolierklären Euch 
zu Ökofaschisten und Ihr bezeichnet sie dann 
zum Ausgleich als rote Faschisten. 

Klaus Schmitt: Ich war damals sehr wütend, 
als vor fünf Jahren sogenannte Ökololiberale 
auftauchten, die sich frecherweise als 
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2 ei 993, weniger ein Schwundgeld als ein 
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künstlerischer Versuch. Nebenan: verschiedene historische 
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“Ökolibertäre” bezeichneten. Sie waren aber 
für den Zins, während die Libertären, die 
Anarchisten immer gegen den Zins waren. Sie 
nannten sich Ökolibertäre und sagten, sie seien 
keine Linken mehr. Mit dem Begriff könnten 
sie nichts anfangen. Dieter Reinke und ich 
waren damals sehr empört und habe in der 
“Contraste” noch über die Frage geschrieben, 
wie man “links” definieren müßte. Ich berief 
mich da auf das schöne Lied “Die Internationa- 
le”, wo im Refrain immer wieder die Men- 
schenrechte besungen werden. Nur, und das 
hat ja auch Herbert Marcuse geschrieben, der 
größte Grad der Entfremdung herrschte in der 
sogenannten Sowjetunion, schlimmer als im 
Kapitalismus. Ich habe immer versucht, den 
Begriff inhaltlich zu definieren. Er wird aber 
leider nicht inhaltlich definiert. Die erstem 
“Linken”, die es in einem deutschen Parlament 
gab, waren 1848 in der Nationalversammlung 
in Frankfurt die Rechten. Auf der linken Seite 
saßen nämlich die Nationalisten übelster Sor- 
te. Sie wollten deutsches Blut von den Dänen 
befreien und haben Österreich und Preußen 
dazu veranlaßt, Dänemark militärisch anzu- 
greifen. 
telegraph: Ja, bekannt ist ja auch der Begriff 
der “rötesten Reaktion”, der bis Mitte des 19. 
Jahrhunderts die Reaktionäre bezeichnete, die 
gerne im Blut der Revolutionäre waten woll- 
ten. Dann haben, wenn ich michrechterinnere, 
im Norddeutschen Reichstag 1866 die Sozialde- 
mokraten zufällig auf der linken Seite Plätze 
bekommenundseitdem gibtes den Begriff“die 
Linke”. 
Klaus Schmitt: Die Bolschewisten sind eine 
Abspaltung der Sozialdemokratie. Ist Lenin ein 
Linker, ist Trotzki ein Linker, ist Stalin ein 
Linker? Lenin und Trotzki haben in Kronstadt 
1921 meine anarchistischen Genossen mass4- 
kriert. Wir müssen endlich den Begriff “die 
Linke” als historischen begreifen und, wie die 
RAF sagte,den“Trennungsstrich ziehen”. Aber 
leidermußich dann eben zur geliebten Meinhoff 
den Trennungsstrich ziehen, denn sie hat sich 
als Leninistin verstanden. 
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Michael Vesterhat darübereinen schö- 
nen Aufsatz geschrieben: Es geht nicht darum, 
ob jemand revolutionär oder reformerisch ist, 
sondern ob er emanzipatorisch ist oder nicht. 
Emanzipatorisch sind die Anarchos, die Frau- 
enbewegung, DamaschkeundseineBodenrefor- 
mer, die Kommuneleute, voran die Kl und 
viele andere. Aber das sind nicht die Sozialde- 
mokraten, die Leninisten,die Christdemokraten 
oder die Pseudoliberalen. 
telegraph: Jetzt solltest Du aber noch mal kurz 
den Begriff “Emanzipation” definieren. Das 
bedeutet nämlich vom Wortstamm her einfach 
nur “Entwicklung” und ist mindestens ebenso 

tautologisch wie “Linke”, weil eben nicht ge- 
sagt wird, wohin diese Entwicklung gehen soll. 
Klaus Schmitt: Es bedeutet Befreiung von 
Unterdrückung. In den Lexikas steht immer, 
daß es sowohl “Gleichstellung” wie “Freiste]- 
lung” heißen kann. Na prima. Ich will mich 
gleichstellen mit anderen Menschen und ich 
will mich freistellen von Unterdrückung und 
Ausbeutung. Und das istdochnichtim Faschis- 
mus möglich oder im Stalinismus oder sogar im 
Nationalsozialismus. Der deutsche National- 
sozialismus war ja wesentlich schlimmer als 
der italienische Fascismus. Es war Fascismus 
vereint mit Konservatismus und Rassismus, 
Die früheren italienischen Fascisten waren ja 
keine Rassisten, im Unterschied zu den heuti- 
gen, dieserschlimmen Nachgeburt. Diese Leu- 
ten haben die Massen verherrlicht. Davon bin 
ich schon mit 16 Jahren abgekommen. Ekel- 
haft, dieMassen zu verherrlichen. Ja, vielleicht 
meine Massen von Kronstadt, die 30.000 Men- 
schen, die am Ankerplatz standen und ohne 
Lautsprecher ihren Räteführern gelauscht ha- 
ben. Die Bedürfnisse der Massen ... schaut 
Euch doch bloß die Wahlplakate an: “Arbeit, 
Arbeit, Arbeit!” Ich will gar nicht arbeiten, ich 
will am liebsten leben wie ein Feudalherr. Wie 
es die Situationisten sagen, das sind kluge 
Marxisten: “Wir sollen nicht alle Sklaven wer- 
den, wir wollen alle Herren werden ohne 


Sklaven!” 
(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 
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Gastkommentar: 
Die Angst, etwas falsch zu machen 


an a unser Bericht “Ökoli-Meinungsterror im Westberliner “el locco”” nicht ganz 
nn. = 2 Ben ee in die Ausführun gen des Ökolinken Peter Bierl im 
Pa Ma g Fe e % 2. anarchistischen Bildungsprogramms stattfanden. Das Thema 
ae er Anarchie” hatte eigentlich ein Fragezeichen, das der Referent dann in ein 

ezeichen verwandelte. Und der Gesellianer Klaus Schmitt scheint sich doch ein wenig 


cholerischer betragen zu haben, als uns berichtet wurde. Unsere Meldungen, das muß mal an 


dieser Stelle gesagt werden, sind meist 


Übernahmen aus anderen Zeitschriften und Fremdberichte 


eu wir haben es bis dato mit der Verifizierung nicht so genau genommen. In einem Artikel für 
en Westberliner anarchistischen “A-Kurier” kommentiert “Knobi” noch einmal das Ereignis im 


“el locco”, über das er offenbar bessere Informationen besitzt. 


(...) Um was geht es? Marxisten wittern, daß 
die anarchistische Szene von Faschisten 
unterwandert wird. Wollen sie uns retten? Im 
Studentenblatt “Faust” (Nr. 1/94, S. 13 ff.) 
wird es wieder mal deutlich: “Das ideologische 
Einwirken (der Gesellianer) in diese Bewe- 
gung (der anarchistischen) gelang ihnen wegen 
der oft emotional begründeten Abneigung 8©- 
gen eine Auseinandersetzung mit Theorie und 
Historie.” Das heißt, die doofen Anarchisten 
blicken mal wieder nix. (Eigentlich kenne ich 
keine politische Bewegung, die aus sich heraus 
derartig viel mit ihrer eigenen Geschichte be- 
schäftigt ist, wie die anarchistische.) 

Der Vortrag selbst brachte gegenüber 
dem Artikel von Peter Bierl nichts gravierend 
Neues außer, daßer Genmanipulationen lieber 
unter staatlicher Kontrolle sieht, als daß alle 
Frauen (sic!) durch Gesell zu Rassistinen 
mutieren und sich die Zeuger ihrer Kinder 
selbst wählen. 

Eine bemerkenswerte Vorstellung von 
einem Mann, der (so nehme ich mal an) der 
Partei “Ökologische Linke” angehört, die 
antipatriarchal und feministisch ist. Als 
Anarchistbin ich auch antipatriarchal, aber den 
Feminismus überlasse ich den Frauen (was 
nicht heißen soll, daß er auf mich keine Aus- 
wirkungenhaben kann). Undeine Kemaussage 
im Vortrag war, daß Gesell und Marx von 
verschiedenen ökonomischen Vorstellungen 
ausgingen, ohne allerdings zu klären, was das 
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in der Konsequenz heißen könnte. 

Es ging um Silvio Gesell und seine 
abstrusen Vorstellungen über Eugenik 
(Erbgesundheitslehre, laut Duden). Es gingum 
die Verbindung von AnhängerInnen Gesells, 
die Annäherungen an nazistische Organisatio- 
nen und Parteien such(t)en, aber wo blieb die 
Anarchie? Gesell wird, und das behaupte ich 
einfach mal so, von niemandem als Anarchist 
betrachtet, es sei denn, jemand versucht den 
Anarchismus zu diskreditieren. Daß es 
AnarchistInnen gibtund gab, die sich mitGesell 
und seiner Wirtschaftstheorie auseinandersetz- 
ten, zumal die Ökonomie ein arg vernachläs- 
sigtes Gebiet in der anarchistischen Theorie 
ist, will ich nicht leugnen. Außer den spani- 
schen Erfahrungen hat sich nurnoch Kurt Zube 
eingehendermit ökonomischen Fragen in neue- 
rer Zeit beschäftigt. (...) Aber diejenigen, die 
sich mit alternativen Ökonomiemodellen be- 
schäftigen wollen, stoßen immer wieder ir- 
gendwie auf Gesell. So gab es seit den 20er 
Jahren von Zeit zu Zeit immer wieder Versu- 
che, aus der Ablehnung des Marxismus heraus 
die Gesellsche Wirtschaftstheoriemitlibertärem 
Gedankengut zu verknüpfen, aber das kann 
doch wohl nicht den Änarchismus zum 
Klassenfeind machen. Weil Hitler Vegetari 
war, können doch nicht alle Vegetarier ö 
Faschisten gemacht werden. In typi zu 
marxistischer Manier wird dann auch nn . 

Ökolinx” Nr. 13 in gute und böse Anan 
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chistInnen unterschieden. Bauchpinselung für 
den “Schwarzen Faden”, der ja bereits in sei- 
nem Heft 13-1/84 (...) in einem Artikel von 
Horst Blume Gesell als Faschisten bezeichne- 
te. Die Diskussion reichte bis in die Nr. 15. In 
Heft 14 heißt es in einer Stellungnahme der 
Redaktion: “Wir gestehen ein, daß die Über- 
schrift des Gesell-Beitrags eine Provokation 
darstellte, die inhaltlich im Artikel in dieser 
Schärfe auch nicht vertreten wurde.” 

Pech und Schwefel für den seit 27 
Jahren existierenden anarchistischen Karin 
Kramer Verlag, derdas Buch von Klaus Schmitt 
“Silvio Gesell - Marx der Anarchisten?” 1989 
(!) herausbrachte. Bierl behauptet, um seiner 
These vom “Rechten Rand der Anarchie” zu 
untermauern, daß ausgerechnet jener Titel zu 
den “Bestsellern” des Verlages gehört, was 
jede(r) nur mit einem Lächeln über derartige 
Unkenntnis der A-Szene und ihrer Literatur 
quittieren kann. Und da wareernun, der“rechte 
Rand”, der im Vortrag nach ca. einer Stunde, 
vor teilweise rumorendem Publikum, aufge- 
deckt wurde. Die Frage verwandelte sich in 
eine Feststellung. Der so angesprochene Klaus 
Schmitt, der sich auch unter den ZuhörerInnen 
befand, wird anschließend mit der Erklärung, 
daß der Referent mit ihm nicht diskutieren 
wolle, abgespeist. 

Dann wurde es peinlich. Ob es nun 
daran lag, daß so wenig AnarchistInnen anwe- 
send waren oder an was sonst, ist wohl sonicht 
zu klären, jedenfalls kam jemand auf die Idee, 
darüber abzustimmen, ob nun Klaus Schmidt 
den Raum verlassen müsse. Er wollte nicht. 
Zweiter Versuch: Alle, die mit Peter Bierl 
diskutieren wollten, sollten sich im Nebenraum 
sammeln. Alle gingen also in den Nebenraum. 

Hierkamesnunbeim Versuch, den unliebsamen 
Klaus Schmitt abzudrängeln zu einem schwe- 
ren Ausraster, bei dem er aus dem El Locco 
gedrängt wurde. Der Rest schließt sich im 
Keller zur Diskussion ein. 

Leider waren einige .Anarchisten, die. 
Sich mit diesem Thema beschäftigen, gar nicht 
TSt gekommen und andere haben sich nach 
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diesem kulturlosen Gerangel gar nichtmehr an 
der Diskussion der Eingeschlossenen beteiligt. 
Daß Klaus Schmittein “Choleriker” ist, wissen 
einige, aber bei der Antifa gab es auch jeman- 
den, der ihm scheinbar in nichts nachstand. 
Jenerhatte schon die etwas verwirrten Schüler, 
die den Tresen machten, damit konfrontiert, 
daß es wohl unmöglich sei, daß im ElLoccoein 
Werbeblattfür das Hebbeltheater ausliege, denn 
dieses Theater spiele den “Antisemiten 
Syberberg” (oder hat ihn mal gespielt). Aber 
ich denke, daß die beiden doch wohl auszuhal- 
ten gewesen wären.* 

Aber Peter Bierl war nicht angetreten, 
um mitdem von ihm direkt im Referat nament- 
lich Denunzierten zu diskutieren. Der Grund 
war, alles, was links von der Ökoli steht, zu 
diffamieren: Ein guter Antifaschistmuß Marxist 
sein. Wolfgang Rüddenklau bemerkt inseinem 
Artikel (“Muß ein guter Antifaschist Marxist 
sein, “telegraph” 1/94, S.19) zu Bierl und 
seinem Faschismusverständnis:“Und wenn sich 
Herr Bierl dann doch zum Schluß (seines Arti- 
kels) überraschend entschließt, eine humane 
Gesellschaftsordnung und nicht den “Fort- 
schritt” oder die “historische Notwendigkeit” 
für den wirklichen Maßstab zu erklären, kann 
ich ihn durchaus für einen Bündnispartner hal- 
ten. Wermirabereinreden will,daßichMarxist 
werden müßte, um wirklich gegen Nazis zu 
kämpfen, denhalteich füreinen Rattenfänger,” 
Darauf hätten wir AnarchistInnen auch kom- 
men können - sind wir aber nicht. Die Angst 
etwas falsch zu machen, ist größer als das 
Vertrauen in Genossen wie Klaus Schmitt oder 
den Kramer Verlag. 

Es ist nicht mehr möglich, offene Dis- 
kussionen mit GenossInnen zu führen, wenn 
das Gefühl besteht, daß irgend etwas falsch 
läuft. Im Gegenteil: Leute, die vor zwei Jahren 
herausgefunden haben, daß der Begriff 
“Negerkuß” rassistisch sei, glauben nun die 
Weisheit mit Löffeln gefressen zu haben, und 
denunzieren jede und jeden, die das noch nicht 
mitbekommen haben. Immer wieder tauchen 
die Schreihälse in den ersten Reihen auf, aber 


telegraph 6/94 


wer am lautesten schreit, mußnoch lange nicht 
recht haben. Eine restriktive Sprache muß für 
eigene Unzulänglichkeiten herhalten, und alle, 
dienicht auf Linie sind, sind eben dem feindli- 
chen Lager zuzuordnen. In diesem Fall, wer 
kein Marxist ist, wird wohl faschistoid sein. 
Der Abgrenzungswahn muß nach allen Seiten 
erfolgen, die reine Lehre duldet keine Kratzer 
im Lack, und je kleiner der Haufen, desto lauter 
und restriktiver wird mit GenossInnen umge- 
gangen - das ist der alte Kadergeist. 

Wenn wir AnarchistInnen nicht fähig 
sind, unsere eigenen Probleme zu lösen, dann 
brauchen wir uns als Bewegung nicht mehr zu 
definieren, dann sind wir ein Spielball von 


marxistischen (Lahm)flügelkämpfen. 
Knobi 


PS: “Dieser verdammte Schlingel Lafargue 
belästigt mich mit seinem Proudhonismus und 
wird wohl nicht eher ruhen, bis ich ihm einmal 
tüchtig etwas auf seinen Kreolenschädel gege- 
ben habe.” 

(Karl Marx über seinen Schwiegersohn, zitiert 
nach R. Freudenthal, “Karl Marx - Sein Leben 

und seine Zeit”, Piper Verlag, München 1981, 

S. 409) 


* Anm. Red. telegraph: Allerdings ist es wohl 
doch ein Unterschied, ob man, wie Schmitt, 
cholerisch reagiert, weil man sich zentral in 
seiner Person angegriffen fühlt, indem man als 
Ökofaschist bezeichnet und aus der Diskussion 
ausgeschlossen wird, oder ob man, wie dieser 
vielerfahrene Antifa, neue unüberlegte (oder 
gar überlegte) Denunziationen sät. 


Mexiko: Konservative PAN bei Wählerumfragen im Vormarsch 


Zur Weiterentwicklung der Situation inMexiko 
diesmal nur eine update, für die wir Ute N eu- 
mann danken, die diesmal 1 Megabyte engli- 
sche und spanische Texteim APC-Netz für uns 
las. Zu Fragen über Hintergründe verweisen 
wir aufunsere Berichte imletzten undvoletzten 
“telegraph”. 

F Die Berichte über die Situation be- 
schäftigensich derzeitsehr ausführlichmitden 
im August bevorstehenden Wahlen,dem Wahl- 
kampf und den Aussichten der Parteıen. In 
Fernsehdebatten und in Meinungsumfragen 
scheint sich die konservative PAN und ihr 
Kandidat Cevallos als aussichtsreichste Parteı 
herauszustellen. Die PAN hat aber offensicht- 
lich nicht die Absicht, mit der linken 
Oppositionspartei PRD zusammenzuarbeiten, 
sondern bietet der regierenden PRI eine 
Koalitionsregierung an. Das würde wahrschein- 
lich nur zur Erweiterung und zur Amalgamie- 
rung der bisherigen Einparteienherrschaft füh- 
ren. Wahrscheinlich ist so die allgemein be- 
staunte Tatsache zu erklären, daß die Regie- 
rungindieIFE (Institut Federal Electoral),eine 
Behörde, die das Wahlregister führt, sechs 
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prominente “Bürgerratgeber” zur Kontrolle 
entsandt hat. Unter dem Ansturm der öffentli- 
chen Meinung gibt dielFEmittllerweile zu, daß 
mindestens 4% ihrer Personaldatensätze tote 
Seelen umfassen oder sonstwie falsch sind. 
Das seiaberungewolltundkeine böse Absicht. 
Inzwischen sind in Mexikoeine Reihe von UN- 
Wahlbeobachtern eingetroffen, allerdings, wie 
die NGO’s bemängeln, zu spät, um die Fäl- 
schungen im Vorfeld der Wahlen kontrollieren 
zu können. 

Der PRI-Kandidat Cedillo kritisiert 
indessen die Regierung seiner eigenen Partei 
wie ein halber Oppositioneller. Er weigert sich 
aber andererseits einem von 3000 Bürgerre ehr 
lern unterzeichnetes Memorandum “20 Über. 
einkommen über Demokratie” zuzustimm ” 
was als Zeichen seiner Unglaubwürdigkej+ u 
böser Absichten aufgenommen wird. und 

Als derzeitiger Hoffnungsträsa-: 
Wahlen gilt der Gründer der Zeig den 
po”,einerprogressiven ZeitunginSanc Tem. 
Amado Avendano Figueroa, der von] Nstobal, 
als unabhängiger Kandidat fürdenG TNGo’, 
posten in Chiapas aufgestellt wu OUvermeurs. 

tde, Figue 
Tea 
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will eine Übergangsregierung für Chiapas bil- 
den, die ein neues Grund gesetz entwerfen soll. 
Auch Bischof Samuel Ruiz meinte, dies seiein 
interessanter Weg. Figuerea ließ sich inzwi- 
schen auch von der linken PRD als Kandidat 
aufstellen. 

In Gesprächen mit der EZLN hatte die 
PRD weniger Glück. Der Subcommandande 
Marcos teilte den hoffnungsvollen Wahlkämp- 
fern mit, die PRD sei keine Alternative, son- 
dern vertrete das gleiche ökonomische System 
wie die Regierungspartei. Zudem habe sie 
innerparteilich fastdie gleichen hierarchischen 
Strukturen wie die PRI. 

Die Verhandlungen der NGOS’s und 
der EZLN mit der Regierung laufen sehr unbe- 
meld - Das erklärte beispielsweise der 

taatsratderEingeborenen-und Bauemorgani- 
Salıonen. Der Anführer der von den fortwäh- 
renden Landbesetzungen betroffenen Nationa- 
len Rancherorganisation, Caesar Gonzalez 
Quiroga meinte dagegen, seine Mandanten 
wollten den weiteren Verlauf der Friedensver- 
handlungen bis Oktober abwarten, dann wür- 
den sie eventuell der Regierung die in Frage 
stehenden 48.000 ha Land verkaufen. Im übri- 
gen klagte er, die Rancher hätten durch die 
Besetzungen bisher schon 20.000 Dollar verlo- 
ren. Die Regierung hat sich inzwischen prinzi- 
piell zu der von den Ranchern angebotenen 
Lösung bereit erklärt. 

DerTerrorvonMilitärundhalbmilitäri- 
schen Garden der Rancher und Landowner in 
Chiapas dauert indessen an und neue Opfer 
sind zu beklagen, nebeneinigen Landbesetzern 
auch ein Journalist. Subcommandante Marcos 
beschuldigte die Regierung, in großer Anzahl 
Räumpanzer aufzukaufen, um die Erhebung in 
Chiapas niederzuschlagen. Die Regierung de- 
mentierte: Der Kauf zu diesem Zeitpunkt sei 
der pure Zufall. 

Ak ie witzige Episode war der Besuch 
er 5 Ongreßmannes Robert Toricelli in 
apas. Der öffentlichen Illumination halber 


hatte 
jagedı die Frau von Mick Jagger, Bianca 
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‚ mitgenommen. Er betrug sich wie die _ 


Axt im Walde. Daß er es als US-Bürger für 
normal hielt, keinerlei der notwendigen örtli- 
chen Bescheinigungen zu brauchen, mag bloß 
von seiner Arroganz zeugen. Übel genommen 
wurde ihm aber auch, daß er in die Häuser der 
Ansässigen eindrang und sie besichtigte, als 
halte er Chiapas für eine Art US-Freizeitpark. 
Ein Besuch beim oben schon erwähnten promi- 
nenten Gouverneuerskandidaten Figueroa wur- 
de ihm demzufolge abgeschlagen. Ein Brief an 
den Commandante Marcos, den er zwecks 
Kontaktaufnahme verfaßt hatte, wurde von der 
EZLN verbrannt. Nur Bischof Samuel Ruiz 
zeigte christliches Mitleid und empfing den 
düpierten US-Politiker. 

Bischof Samuel Ruiz übrigens war 
letztlich zu Besuch bei seinem Papst in Rom. 
Der konnte ihn zwar nicht empfangen, weil er 
angeblich krank war. Aberer schrieb ihm einen 
Brief, in dem er die Bemühungen von Samuel 
Ruizum Versöhnung und Verhandlungen lobte 
und seine Unterstützung erklärte. Von der 
Absetzung des Bischofs, die seit längerer Zeit 
von konservativen Klerikern betrieben wird, 
soll bis auf Weiteres keine Rede mehr sein. 


Chronik der Wendezeitaus der Sicht der 
Staatssicherheit, höchste Verdichtungs- 
stufe: 


Operativ relevantekirchliche Ver- 
anstaltungen vom 3. Oktober bis 
zumS5. November 1989. Tageweise 
geordnet, von Nord näch Süd 


Ablage Neiber 


broschierte Kopie plus Personenregister, 
553 Seiten, etwa 150 DM. Ab 1. Septem- 
ber in der Umwelt-Bibliothek Berlin zu 
erhalten. 
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Die Angst geht um in der russischen 
Umweltbewegung 


In einem Aufruf wenden sich die russischen 
Grünen an die Öffentlichkeit: Einschüchte- 
rungen und massive Bedrohungen gegen 
Umweltaktivisten nähmen zu. Selbst vor Mor- 
den schreckten die Gegner der Umweltbewe- 
gung nicht mehr zurück. Vorstandsmitglied 
Usow spricht von zehn UmweltaktivistInnen, 
die mittlerweile jedes Jahr ermordet würden. 
Und nur einen Tag vor Beginn des Parteitages 
war Alexej Gurnew, Vorstandsmitglied der 
Grünen aus St. Petersburg, von einer Bande 
überfallen und verletzt worden. Dabei hatte 
man ihm auch einen Finger gebrochen. Dies 
war nicht der erste Überfall auf ihn gewesen. 
Es herrscht Angst bei den Aktivisten der 
Umweltbewegung. Ivan Blokow, früher Ge- 
schäftsführer der Grünen und heute hauptamtli- 
cher Mitarbeiterbei derrussischen Sektion von 


Greenpeace, bestätigt, daß heute in Rußland 
jährlichetwazehn Menschen der Umweltbewe- 
gung untermysteriösen Umständen ums Leben 
kommen. Besonders bedrohlich sei die Situati- 
on in Karelien, Komi und in der Gegend von 
Wladiwostok. 

Im Dezember 1990 war die erste grüne 
Aktivistin ermordet worden. Nina Sojewa war 
geradedabeigewesen,über illegale Kahlschlag- 
aktionen in der Nähe von St. Petersburg zu 
recherchieren. Sie hatte herausgefunden, daß 
dieses Holz für den Export in den Westen 
bestimmt war. Von einem Verhör beider Miliz 
kehrte sie nie wieder zurück. Sıe soll sich in 
Polizeigewahrsam erhängt haben - eine Dar- 
stellung, die die Grünen nicht glauben, für sie 
war es Mord. Am 21. Juni 1991 hatte man 
Wladimir Guschtschin zusammengeschlagen. 


Moskau, am belorussischen Bahnhof 
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Er berichtete wenige Tage zuvor in der örtli- 
chen Presse über illegalen Holzhandel, den 
Holztransportnach Finnlandunddie Einschüch- 
terungsversuche gegen die Umweltbewegung. 
Ivan Blokow berichtet von einem Mitarbeiter 
eines Naturparks, derimletzten Jahrin Karelien 
unter merkwürdigen Umständen ums Leben 
gekommen ist und einem weiteren Ökoaktivi- 
sten und Mitglied der Grünen, der vor einem 
Jahr in der Moskauer U-Bahn vor einen fahren- 
den Zug gestoßen worden war. ... Im letzten 
Jahr wurde ineinem Naturpark Viktor Sabankov 
getötet. Erhatte wohl zuvielan Abwassereinlei- 
tungen herumgeschnüffelt. Ebenfalls 1993 war 
der Vorsitzende des St. Peterburger Ausschus- 
ses für Forstwirtschaft Torzew überfallen wor- 
den. Unbekannte hatten ihn mit einem Ham- 
mer am Kopf verletzt. Wahrscheinlich wird er 
nie wieder arbeitenkönnen. Undin Nowokujbi- 
schew hatte man dem jungen Aktivisten 
Lobkowskij bei einem Überfall mehrere Rip- 
pen gebrochen. Blokow meint, daß hinter die- 
sen Einschüchterungsversuchen wirtschaftli- 
“ che Interessen stünden. Während der Staat 
tatenlos zusiceht, wie in Rußland die Natur in 
einem unvorstellbaren Ausmaß ausgebeutet 
wird, seien die Umweltgruppen die einzigen, 
diediegegenwärtige Umweltzerstörung zu ver- 
hindern suchten. Sie ziehen gegen Umweltzer- 
störer vor Gericht, führen direkte Aktionen vor 
Ort durch, versuchen eine Öffentlichkeit zu 
schaffen. Klar, so Blokow, daß dies eineBedro- 
hung für die wirtschaftlichen Interessen ist, die 
hinter der Ausbeutung der Natur stehen. 
Vonderrussischen Öffentlichkeitprak- 
tisch unbemerkt endete am 11. April 1994 der 
4. Parteitag der Russischen Partei Die Grünen. 
Gekommen waren Delegierte aus 34 Regionen 
Rußlands. Im Ergebnis hatte die Versammlung 
mehrere Resolutionen verabschiedet über die 
Verfassung, die ökologische Rolle der Ge- 
werkschaften, die Rechte der Frauen und die 
Rolle des Militärs. Ohne große Diskussion 
wurde beschlossen, die Forderung nach dem 
Recht aufKriegsdienstverweigerung indie grü- 
ne Programmatik aufzunehmen, und weiter, 
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die Gewerkschaften tatkräftig zu unterstützen, 
wenn diese sich für mehr Sicherheit am Ar- 
beitsplatz,sozialeGarantien, Arbeitslosenunter- 
stützung, Rentensicherung, kostenlose Gesund- 
heitsversicherung und die Einhaltung von 
ökologischen Normen einsetzten. Sobeteiligen 
sich die Grünen auch an den von der Föderation 
der Gewerkschaft durchgeführten ökologischen 
Wochen, die bis Ende Mai 1994 andauern. 

Doch man ist nicht nur auf der Suche 
nach Gemeinsamkeiten mit den Gewerkschaf- 
ten. Manckritisiert vielmehr, daß diesenicht die 
Interessen der Opfer von Umweltkatastrophen 
vertreten, sich nicht um das Schicksal der Ar- 
beiter kümmern, die in Tschernobyl als Feuer- 
wehrleute eingesetzt worden sind, und Opfern 
von Umweltunfällen keine Rechtshilfe leiste- 
ten. Die Gewerkschaften sollten endlich aufhö- 
ren, die Interessen des Militärisch-Industriel- 
len Komplexes und der Atomindustrie kritik- 
los zu akzeptieren und stattdessen an deren 
ökologischem Umbau mitzuarbeiten. Wie ist 
dies bei der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Misere aber zu finanzieren? Irina Bondarenko 
von den St. Petersburger Grünen: “Konkret 
können wir zu unseren Finanzierungsvor- 
schlägen noch nichts sagen. Wir arbeiten aber 
daran.” 

Die vom Arbeitskreis Frauen aufge- 
stellten Vorschläge nach Durchsetzung einer 
tatsächlichen Gleichberechtigung der Frauen 
in der russischen Gesellschaft wurden ebenso 
verabschiedet wie die Forderung nach mehr 
Unterstützung Alleinerziehender. In einer wei- 
teren Resolution wenden sich die Grünen ge- 
gen sämtliche Müllimporte aus dem Westen. 
Von Parlament und Regierung fordern sie hier 
endlich energische Maßnahmen, die verhin- 
dern sollen, daß Rußland zur Müllkippe der 
ganzen Welt wird. 

Neben der inhaltlichen Arbeit wollen 
sich die russischen Grünen auch in Zukunft 
durch konkrete Aktionen vor Ort für den Erhalt 
der Umwelt einsetzen. So berichtet die am 
Endedes Parteitages herausgegebene Presseer- 
klärung der Grünen, daß es ihren Aktivisten 
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gelungen sei, zehntausend Hektar Wald vor 
dem Kahlschlag zu retten. Weiterhin will man 
Menschen Rechtshilfe leisten, die sich auf ju- 
ristischem Weg gegen umweltfeindliche Ent- 
scheidungen wehren. Im letzten Jahr hätte man 


so 20.000 Menschen unterstützt. 

Bernhard Clasen 
(Aus: Rundbrief des Arbeitskreises Osteuropa 
des BUND-Landesverbandes Hessen, 25. Mai 
1994) 


Ernährung aus dem Kleingarten 
Wirtschaftlicher Niedergang führt in der Ukraine zu einer 
permanenen Staatskrise 


Als die Ukraine 1991 ihre Unabhängigkeit von 
der Sowjetunion erklärte, schien sie, abgese- 
hen von Rußland selbst, der lebensfähigste 
Staat der Ex-Sowjetunionzusein. DasLandhat 
eine Argrarwirtschaft, die es ihm ermöglicht, 
1000 kg Getreide pro Kopf zu produziern (in 
Deutschland sindesnur445 kg). Es besitzteine 
große Bevölkerung (52 Millionen), nur etwas 
geringer als die von Großbritannien und Frank- 
reich. Noch entscheidender ist, daß die Ukraine 
der Sitz eines großen Teils der Industrie der 
früheren Sowjetunion ist, sie produzierte 34% 
des sowjetischen Stahls, 46% des Eisenerzes 
und 36% der Fernsehgeräte. 

Heute ist die Ukraine in einer tiefen 
ökonomischen und politischen Krise und steht 
vor der Spaltung. Es gibt einen schweren Kon- 
flikt zwischen Ost- und Westukraine über die 
Beziehungen mitRußlandund die Gefahreines 
militärischen Konflikts hinsichtlich der Halb- 
insel Krim,deren Bevölkerungrussischsprachig 
ist und die vom sowjetischen Staatschef Nikita 
Chrustschow 1954 an die russische Föderation 
angegliedert wurde. 

Es ist der gegenwärtige Kampf um die 
Zukunft der Krim, derim Westen Alarm auslö- 
ste. Die Krim ist die Basis der Schwarzmeer- 
flotte, umstritten zwischen Rußland und der 
Ukraine, und die Ukraine verfügt über eine 
größere Atommacht und mehr Atomraketen als 
irgend ein anderes Land außer Rußland und 
den USA. Die Unabhängigkeit hat nicht die 
ökonomische Goldgrube gebracht, die sich die 
Nationalisten erhofft hatten. Die ukrainische 
Wirtschaft funktionierte durch den Export von 
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industriellen Gütern nach Rußland im Aus- 
tausch gegen beinahe sämtliches Öl und Gas, 
das sie braucht. 

Durch die Krise der russischen Wirt- 
schaft sind die ukrainischen Exporte nach Ruß- 
land zusammengebrochen und konnten auch 
nicht durch andere Märkte ersetzt werden. 
Dennoch importiert das Land weiterhin russi- 
sche Energie, für die die Russen Weltmarkt- 
preise verlangen, im Unterschied zu den sub- 
ventionierten Preisen in der UdSSR-Zeit. Das 
Resultat ist ein großes Außenhandelsdefizit, 
und infolge zögernder westlicher Investoren 
und dem daraus sich ergebenden Mangel an 
Kapital, hat die Privatisierung die Form der 
“spontanten” Privatisierung, mitanderen Wor- 
ten, den einfachen Raub von Staatseigentum 
durch hochgestellte Beamte. 

Das durch den Zusammenbruch der 
Exporte entstandene Defizit im Staatshaushalt 
wird von der Regierung einfach durch Drucken 
von Geld gelöst. Die Lebenshaltungskosten 
sind in den letzten drei Jahren um das 7.000- 
fache gestiegen. Schätzungsweise 60 Prozent 
der Ukrainer können nur durch Anbau der 
eigenen Nahrung aufeiner kleinen Landparzelle 
überleben. 

Die Regierung des Präsidenten Leonid 
Krawtschuk, eines Funktionärs alten sowjeti- 
schen Stils, der sich 1991 plötzlich in einen 
Nationalisten verwandelte, um zu überleben, 
hat versucht den Haushalt durch hohe 
Besteuerung von Profiten zu sanieren. Als Re- 
aktion darauf ist eine extrem betrügerische 
Wirtschaftsweise entstanden, um die Gewinne 


29 


der Unternehmen zu verbergen. Der Unter- 
schiedzwischenlegalen und illegalen Geschäf- 
ten ist verschwunden; die meisten erfolgrei- 
chen Unternehmer sind buchstäblich Gangster. 

In einem Versuch, die Inflation zu zü- 
geln hat sich die Nationalbank, beraten vom 
Internationalen Währungsfond, geweigert, wei- 
teres Geld zu drucken. Diese Wende hat zu 
einer Kürzung der Kredite für die Staatsunter- 
nehmen geführt, soweit sie irgend etwas ande- 
res bezahlen wollen als ihre Arbeiter. 

Die ökonomischen Probleme der 
Ukraine sind deshalb eine direkte Folge des 
Zusammenbruchs der Sowjetunion und der 
Weigerung der westlichen Länder, andere 
Märkte zu öffnen oder Kredite bereitzustellen. 

Das ökonomische Chaos führt zur poli- 
tischen Instabilität; aber es besteht große Ge- 
fahr, daß sie zu ethnischen oder regionalen 
Konflikten führt. Während eine geringe Mehr- 
heit der Einwohner der Krim 1991 für die 
Unabhängigkeit votierte, entschied sich der 
Präsidentder Halbinsel JuriMeschkow unddie 
Mehrheit des Krimparlaments am 20. Mai für 
die Union mit der Sowjetunion und erklärte, 
daß die Krim souveräne Rechte habe, ausge- 
nommen solche, die es freiwillig an das 
ukrainische Parlament in Kiew abtritt. Das war 
eigentlich eine Erklärung über die Abspaltung 
vonder Ukraine, die den Ukrainern den Zugriff 
auf die Schwarzmeerflotte sperrte. 

Ein noch fundamentalerer Streitpunkt 
ist der Unterschied zwischen der Westukraine 
und dem industrialisierten Osten des Landes, 
dem Sitz der Donbass-Gruben, der überwie- 
gend russischsprachig ist. 

1991 stimmte auch eine Mehrheit der 
Russischsprachigen für die Unabhängigkeit; 

die Donbass-Bergarbeiter hatten 1989 einen 
erbitterten Kampf gegen die sowjetische 
Zentralregierung geführt, und die Erwartung 
auf einen höheren Lebensstandard in einer 
unabhängigen Ukraine war eben hier sehr ver- 
breitet. Aber in den Parlamentswahlen, die 
Ende März, Anfang April 1993 stattfanden, 
erklärte sich eine Mehrheit der Ostukrainer für 
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die Kommunistische Partei, was der ermög- 
lichte, die stärkste Partei im Kiewer Parlament 
zu werden. 

Die Schlüsselperson für die ostukraini- 
sche Allianz, diedie Kommunisten einschließt, 
ist Leonid Kuchma, wie Krawtschuk ein alter 
stalinistischer Apparatschik, früher der Chef 
des weltgrößten Raketenwerkes in Dnprope- 
trowsk. Wie Kuchma sagt ist in der Ukraine, 
“der Versuch einen Staat auf der Basis der 
nationalen Idee zu konstruieren, zusammenge- 
brochen. Ich bin tief überzeugt, daß, wenn es 
nicht Änderungen in unserem politischen Sy- 
stem gibt, die Ukraine härtere Zeiten als Jugo- 
slawien erleben wird.” Kuchmas Worte könn- 
ten ein Versuch sein, der Zentralregierung zu 
drohen, der Ostukraine ökonomische Zuge- 
ständnisse zu machen, aber sie enthalten auch 
ein wichtiges Element von Wahrheit. Viele 
Beobachter glauben, daß die Zustimmung in 
der Ostukraine für eine Vereinigung mit Ruß- 
land weit verbreitet ist. Irgend ein Konflikt auf 
der Krim könnte eine landesweite Umwälzung 
auslösen. 

Die Präsidentschaftswahlen werden in 
diesem Monat in der Ukraine erwartet. Es liegt 
an Leonid Krawatschuk telefonisch über die 
Krim zu verhandeln, indem er die Krise als 
Entschuldigung benutzt. Wer immer gewinnt, 
wird nicht fähig sein, das Abgleiten in Chaos 
und Zusammenbruch zu verhindern, die durch 
das Fehlen jeder Wirtschaftsplanung und den 
Zusammenbruchder Sowjetunion bedingtsind. 

Phil Clarke, Green Left 
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“Es ist so schwer, den falschen Weg zu meiden” * 


Über die rechtsextreme Politik des SPD-Funktionärs Tilman Fichter 
Teil 1 (stark gekürzt) 


Die deutsche Rechte dichtet eine neue 
Dolchstoßlegende: Mit ihrer Friedenspolitik sei 
die SPD den Menschen in Europa inden Rücken 
gefallen und habe den Stalinismus stabilisiert, 
eine Brandt-Bahr-Breschniew-Clique und ihre 
Enkel habe die Völker Europas neokolonia- 
listisch an die Supermächte versklavt: “Wodka- 
Cola-Kolonialismus” heißt ihr griffiges Schlag- 
wort. Diese Thesen zielen, wie die Dolchstoß- 
legende nach dem Ersten Weltkrieg, nicht nur 
gegen den Frieden als politischem Auftrag, son- 
dern auch gegen den Sozialstaat und die demo- S SS N \ N 
kratischen Strukturen der zweiten deutschen Tilman Fichter 


Republik. Unterstützung bekommt die Rechte - 
ob etabliert, extrem oder “Neu” - von SPD-Politikern, die in der antidemokratischen “Konserva- 


tiven Revolution” (KR)der20erund frühen 30er Jahre Ansatzpunkte für eine Politik der 90er Jahre 
sehen. Daß die Ideen der KR heute weitge.send zur Grundlage des Neofaschismus geworden sind, 
stört dabei offenbar nicht. Führend hierbei ist Tilman Fichter, Referent für Schulung und Bildung 
beim Parteivorstand der SPD und als Chef der Parteischule für die Fortbildung der hauptamtlichen 
SPD-Funktionäre zuständig. Von der Parteibasis unkontrolliert - sein Job steht nicht in der 
Parteisatzung, dem Votum des Parteitags stellt er sich nicht, eine Wahl findet nicht statt - bastelt 
Fichter an einem politischen Bündnis mit dem Neofaschismus. Bandbreite: vom Dunstkreis der 
Mordhetzer der“ Aktion Widerstand” aus den frühen 70er Jahren, die“Willy Brandt andie Wand!” 
schrien, über die faschistische Intellektuellen-Zeitung “Junge Freiheit” bis zum Pogrom-Rassismus 
der Leipziger Fascho-Jusos, die Verständnis für die Rostocker Krawalle haben und “Haltet Euer 
Deutschtum hoch!” grölen. r 

Hier bildet sich eine gefährliche Konstellation, die mitten in der sozialen und politischen 
Krisenzeit, bei Massenarbeitslosigkeit und dem Driften der bürgerlichen Wähler- Mitte weg von 
den etablierten Parteien, nach dem Weimarer Modell zum Sprengsatz für die zweite deutsche 


Republik werden kann. 

“Fichter verlangt eine schonungslose 
Nation und die Zukunft des Wohlfahrtsstaates neu durchdenkt an ’ 
Wie “schonungslos” diese Diskussion bereits geführt wird, zeigte Fichters Bericht über die 


Leipziger Fascho-Jusos des heutigen ““Hofgeismarer Kreises”, den erin der sozialdemokratischen 
Theoriezeitschrift “Die Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte” im August 1993 veröffentlichte. 
Fichter stellte es hier als Selbstverständlichkeit dar, daß dieser Rechtsaußen-Zirkel innerhalb der 
SPD sein “Verhältnis zur Demokratie” erstnoch diskutieren muß, jasogar,daßer mehrheitlich den 
Rassismus als politische Grundlage vertritt. Zwar dürfennach den Statuten der SPD Personen mit 
solchen faschistischen Ansichten gar nicht Mitglieder der Parteı sein, doch Fichter möchte das 
ändern: “Es muß Schluß sein mit den Ausgrenzungen”, meinte er im Juli 1993 gegenüber dem 
Berliner “Tagesspiegel” und klärte seine Funktion als politischer Pate der Fascho-Jusos: “Ohne 


Diskussion, in derdie SPD die Themen Demokratie, 
” (DER SPIEGEL NT. 3 1/1993) 
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mich wären die Kinder draußen”. 


Während der Präsentation seines “Nation”-Buches in Berlin im August 1993 bekennt Fichter, daß 
er an die Situation der Weimarer Republik anknüpfen will, “wo linke Leute von rechts und 
nationale Leute von links kamen”. Jene Jahre sind gemeint, in denen die ungefestigte erste 
deutsche Republik von “linken Leuten von rechts” als “jüdisch”, “westlich”, “undeutsch” und 
“unpreußisch” weggeputscht werden sollte und schließlich beseitigt wurde. Wer absichtlich 
diesen Bezug für sich wählt, wer - wie Fichter - immer wieder die Nähe zu Neofaschisten der 
nationalrevolutionären Richtung sucht, läßt keinen Spielraum mehr für die Interpretation seiner 


Politik. 
Anknüpfung an die Zerstörung 
der Weimarer Republii 


Der Begriff “Linke Leute von rechts” wurde 
im Sommer 1932 geprägt, unmittelbar nach 
dem Putsch gegen das sozialdemokratisch re- 
gierte Land Preußen und der Reichstagswahl, 
inderdie NSDAP stärkste Partei Deutschlands 
geworden war. Putsch-General Kurt von 
Schleicher strebte eine autoritär-nationalisti- 


sche Präsidial-Diktatur der antirepubli- 


kanischen Intellektuellen aus der KR unter 
Einschluß desnationalrevolutionären Strasser- 
SA-Flügels der Nazis und von Teilen der Ge- 
werkschaften an. Er erfand den, Begriff 
“Querfront” für das Zusammengehen der “lin- 
ken Leute von rechts” mit den “rechten Leuten 
von links”. 1932 kam es zum Versuch der 
antidemokratischen, elitären und weitgehend 
völkisch-rassistischen “Konservativen Revo- 
lution” (KR), die staatliche Macht zu überneh- 
men. Schleicher wurde Ende 1932 selbst zum 
Reichskanzler ernannt und sah die Chance der 
“Querfront”. Er bot dem Gregor Strasser als 
“zweitem Mann der NSDAP” die Vizekanz- 
lerschaft an und verhandelte mit Teilen der 
Arbeiterbewegung um Unterstützung. Strasser 
hatte kurz vorher den freien Gewerkschaften 
ein angeblich “antikapitalistisches” Bündnis 
mit seinem Teil des Nazismus angeboten. Als 
diese “Querfront” dann doch nicht zustande 
kam, trat Schleicher im Januar 1933 zurück 
und machte Platz für seinen politischen Erben, 
Adolf Hitler. 
“Linke Leute von rechts” war der Titel 
eines Buches von Ernst-Otto Schüddekopf, der 
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1960 die Splittergruppen unter den Feinden 
der ersten deutschen Republik untersuchte: 
von den putschistischen Freikorps über den 
“Hofgeismarkreis der Jungsozialisten” der 20er 
Jahre und ihren Kopf Ernst Niekisch bis zu 
jenen, die Ende 1932 Nationalkommunisten 
unddenNazi-Strasser-Flügelinder““Querfront” 
zu vereinen suchten. Diese Szene trug zur 
geistigen Zerrüttung der ersten deutschen Re- 
publik bei, bis die Machtübertragung an die 
Nationalsozialisten möglich wurde. Die “lin- 
ken Leute von rechts” bereiteten mit ihren 
nationalistischen und rassistischen Schriften 
und mit ihrer “Querfront”-Bündnispolitik die 
Verbrechen von Auschwitz und Stalingrad mit 
vor. “Links” nannte Schüddekopf die “Leute 
von rechts”, die mit dem Wort “Sozialismus” 
auf Dummenfang gingen, obwohl sich ihr 
“ Antikapitalismus” nur gegen jüdische Unter- 


Ernst Nikisch 
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nehmerrichtete. DasBuch“Antidemokratisches 
Denken in der Weimarer Republik” von Kurt 
Sontheimer brachte 1962 die politische Szene, 
der sich Fichter jetzt zugehörig fühlt, besser auf 
den Punkt. 

Sontheimers Schrift prägte die linken 
Intellektuellen, die in der SPD Willy Brandts 
die Vertretung des “besseren Deutschland” 
sahen, eines antifaschistischen und demokrati- 
schen Deutschland. Wo ist diese SPD geblie- 
ben, wenn sich ihr Referent für Schulung und 
Bildung heute offen zur rechtsextremen “Kon- 
servativen Revolution” bekennen kann? Die 
Strasser-Brüder, Niekisch, die “linken Leute 
von rechts” benennt heute der Verfassungs- 
schutzbericht als Urväter des Neonatio- 
nalsozialismus. In diese Tradition stellt sich 
Tilman Fichter. 


‘Springers Schwarze Front’: 
Fichters Verlags-Kollegen 


Fichters Buch “Die SPD und die Nation” erschien 
bewußt im Springer-Konzern, der mit “Welt” und 
“Welt am Sonntag” der KR/’Neuen Rechten” seit 
Jahren die Sprachrohre hinhält. Bei der Konzern- 
Tochter Ullstein GmbH kam Fichter unter, sie ist 
laut “Frankfurter Rundschau” vom Juli 1993 “ein 
geistiger Brückenkopf der deutschen Rechten” in 
der neuen “Querfront” gegen die zweite deutsche 
Republik. Verlagsgeschäftsführer istder berüchtig- 
te Nazi-Verleger Herbert Fleissner, der nicht nur 
Franz Schönhubers SS-Erinnerungen “Ich war da- 
bei” veröffentlichte, sondern auch Bücher der Alt- 
Nazis WilfriedvonOven (Mitarbeitervon Goebbels) 
und Hans-Ulrich Rudel (von Hitler mit Orden 
übersät). Cheflektor des Verlages ist Rainer 
Zitelmann, der Hitler zum “Konservativen Revolu- 
tionär” uminterpretierte und so ein Erbereitete, auf 
das der Faschismus wohl nicht verzichten möchte. 
UnterZitelmannsLektoraterscheintnichtnurFichters 
Buch, parallel kann hier auch Emst Nolte der 
“Auschwitz-Lüge” und deren französischem Ver- 
treter Robert Faurisson huldigen. 
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Derrechtsextreme Bonner Politik-Pro- 
fessor Hans-Helmuth Knütter publiziert hier 
(er wirftden Vertretern des “besseren Deutsch- 
land” wie Jürgen Habermas und Günter Grass 
“Deutschfeindlichkeit” vor), Karlheinz 
Weißmann vonder Zeitschrift “MUT” ist 
ebenfalls Ullstein-Autor. “MUT’”- Chef Bern- 
hardC. Wintzek, Ex-NPD-Bundestagskandidat, 
war Mitbegründer der “Aktion Widerstand” 
der 70er Jahre, die den “Kühnen-Gruß” erfand 
(die ausgestreckte rechte Hand mit den drei 
Fingern, die das “W” für “Widerstand” bil- 
den); “MUT” wurde 1979 wegen antisemi- 
tischer Hetze gegen den Film “Holocaust” von 
der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Schriften indiziiert. 

Wo sich die heutige “Querfront”-Szene 
trifft, darf auch Alfred Mechtersheimer nicht 
fehlen, der in seinem Ullstein-Buch “Friedens- 
macht Deutschland” den “Schuldkomplex” der 
Deutschen wegen der Verbrechen an den euro- 
päischen Juden kritisiert, den “Deutschenhaß” 
anprangertunddie“Herausbildung antideutsch- 
er Koalitionen” in Europa fürchtet. Ein “neues 
nationales Solidarbewußtsein” ist laut 
Mechtersheimer nötig, das sich aber nur bei 
Homogenität des Volkes entfalten könne - 
Rassismus pur. Wie nahe Mechtersheimer in- 
zwischen dem Nazismus steht, zeigt die 
antisemitische Schrift “Die Israel-Lobby. Hin- 
ter den Kulissen der amerikanischen Politik”. 
Das Buch erschien in der “Verlagsgesellschaft 
Berg”, die der Verfassungsschutzbericht als 
rechtsextremistisch aufführt und deren Chef 
Gerd Sudholt im Juli 1993 wegen der Leugnung 
der Judenvernichtung (“Auschwitz-Lüge”) zur 
Verbüßung einersechsmonatigen Freiheitsstra- 
fe in der JVA Landsberg inhaftiert wurde. 

Ullstein-Lektor Zitelmann, inzwischen 
Chef der Kulturbeilage der‘Springer”-Zeitung 
“Die Welt”, “Geistige Welt”, fordert eine 
“Vergangenheitsbewältigung” nicht des Na- 
tionalsozialismus und seiner Verbrechen, son- 
dern der westlichen politischen Kultur der al- 
ten Bundesrepublik. Bei der Präsentation des 
Fichter-Buches hielt Zitelmann die Laudatio 
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Rainer Zitelmann 


undgabden Vertreterndes“besseren Deutsch- 
land” noch einen Tritt: “Was haben Jürgen 
Habermas, Günter Grass, Erich Kuby für ein 
Problem? Sie können ihr Volk nicht leiden!”. 
Fichter mag diese Atmosphäre. Mitte Septem- 
ber 1993 zeigte er bei einem Kongreß der 
Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) gegen die Ost- 
und Deutschlandpolitik der SPD demonstrativ 
Gemeinsamkeit mit seinem Stuhlnachbarn UI- 
rich Schacht, Kulturredakteur der “Welt am 
Sonntag” und inzwischen - wie Zitelmann - bei 
der “Geistigen Welt” der “Welt”. Schacht ver- 
gleicht die DDR gern mit Auschwitz und stellt 


Erich Honecker explizit auf eine Stufe mit‘ 


Adolf Eichmann - nicht gerade ein Zeugnis 
politischer Differenzierungsfähigkeit, aber eine 
Ansicht, die auch in Fichters Artikeln immer 
wieder vorkommt - bis zur Verhöhnung der 
KZ-Opfer. Schacht tritt als Redner bei der 
revanchistischen “Deutschen Jugend des 
Ostens” der Vertriebenenverbände auf (jetzt 
“DJO - Deutsche Jugend in Europa”) und pu- 
bliziert in deren Zeitschrift “Der Pfeil”. In der 
“Welt am Sonntag” schreibt im Juli 1993 Al- 
fred Mechtersheimer, in Wahrheit sei es die 
multikulturelle Gesellschaft, dieden Rassismus 
befördere; das Deutschland des Grundgesetzes 
sei “eine psychisch kranke Nation ohne Selbst- 
vertrauen” und werde “dieser Bedrohung”, die 
von den Ausländern ausgehe, “nicht standhal- 
ten”. Schacht freut sich im selben Monat in 
seinem Blatt: die von Botho Strauss im “Spie- 
gel” losgetretene KR-Diskussion “zerschlug 
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mit einer neuen natürlichen (!) Selbstver- 
ständlichkeit und befreienden geistigen 
Souveränität die bislang in Deutschland dies- 
bezüglich gängigen Diskurs-Muster und 
kulturpolitischen Herrschaftsmodelle so sehr, 
daß den Vertretern des intellektuellen 
Ancienregime westdeutscher Prägung - 
wiedervereinigungsfeindlich und maastricht- 
süchtig, national und international handlungs- 
unwillig, selbsthasserisch und selbstdenunzia- 
torisch, wie es sich immer noch gebärdet - nur 
nochder altbewährte ‘Faschismusverdacht’ als 
Gegenmittel einfiel”. Wie die Sprache, so der 
Mann: Beim FES-Kongreß trat Schacht als 
bulliger, kurzhaariger, ganz in schwarz geklei- 
deter Agitator auf, der seine Tiraden gegen 
Willy Brandt und Egon Bahr unter Fichters 
Zustimmung in den Saal hinein donnerte, bis 
aus dem Publikum geraunzt wurde: “Springers 
schwarze Front”, eine polemische Anspielung 
auf Otto Strassers faschistische Organisation 
“Schwarze Front” von 1931/32. “Maastricht- 
süchtig” ,dashätte REP-ChefSchönhuberkaum 
besser formuliert; Schönhuber fordert heute im 
Stile der Weimarer extremen Rechten eine 
“Deutsche Widerstandsbewegung” gegen den 
Maastrichter Europa-Vertrag, den er ein 
“Versailles ohne Krieg” nennt - man sehnt sich 
allenthalben zurück nach der politischen Szene 
der 20er Jahre. 


dem Neofaschismus: Eine Szene 


Aktionseinheiten mitdem Neofaschismus sind 
für Fichter nicht neu. Erst 1982 in die SPD 
eingetreten, machte er in der Zeit des SPD- 
Bundesgeschäftsführers Peter Glotz eine schnel- 
le Verwaltungs-Karriere in der Bonner 
Parteizentrale. 1977 schwärmte Fichter von 
“handlungsfähigen Führungskadern gegen den 
Staatsapparat”, Anfang der 80er Jahre hatte er 
sie rechtsaußen gefunden: in einem Kreis von 
Niekisch- und Strasser-Anhängern. Sie verfaß- 
ten mit Fichters Unterstützung 1984/85 eine 
“Denkschrift” zur Wiedervereinigung, die ein 
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militärisch starkes Deutschland als europäi- 
sche Hegemonialmacht forderte, den KSZE- 
Prozeß ablehnte und die vermeintliche 
“Entspannungseuphorie” kritisierte: ein 
Hasardeur-Programm, dasinder Hochrüstungs- 
phase todsicher den Dritten Weltkrieg herbei- 
geführt hätte. Die “Denkschrift”” wurde von 
den Niekisch- Anhängern Herbert Ammon und 
Theodor Schweisfurth in Mechtersheimers 
“Friedensforschungs”- Institutherausgebracht. 
Zum Kreis der Autoren und Unterstützer zähl- 
ten neben Fichter 

* Wolfgang Venohr, Autor in der “Jun- 
gen Freiheit” 

* der frühere SA-Mann Wolf Schenke, 
ehemals Mitglied der Reichsleitung der Hilter- 
Jugend und Reporter der NSDAP-Zeitung 
“Völkischen Beobachter”, nach 1945 Integra- 
tionsfigur des Neofaschismus, der die konkur- 
rierenden Strasser- und Niekisch-Anhänger zu 
vereinen versuchte 

* Rolf Stolz, persönlicher Freund 
Ammons, Kopf der nationalrevolutionären 
Gruppe“ Initiativkreis Linke Deutschland-Dis- 
kussion” (LDD), die ihr Postfach gemeinsam 
mit der Neonazi-Truppe “Politische Offensi- 
ve” (PO) führte. 

Nach einem Bericht des SPD-Presse- 
dienstes vom November 1987 sang man beider 
PO das Horst-Wessel-Lied, hier lag Material 
der inzwischen verbotenen, an Otto Strasser 
orientierten“ Nationalistischen Front’ (NF) aus; 
der Kopf der PO, Marcus Bauer, kam für die 
REPS in den Kölner Stadtrat, schloß sich dann 
dem Kreis der “Deutschen Liga für Volk und 
Heimat” (DL) an, die in Köln eine Steckbrief- 
Hetzjagd gegen eine Ausländerin betrieb, ist 
Redakteur der Zeitschriften “wir selbst” (von 
Ex-NPD-lern um Henning Eichberg betrieben, 
Autoren: Eichberg, Ammon, Schweisfurth, 
Venohr, der REP-Parteiprogramm-Autor Hel- 
mut Diwald, Schönhuber im Interview) und 
“Europa vorn” (DL-nah; hierkommen auch H.- 
H. Knütter und der “Neue Rechte”- Führer 
Alain de Benoist zu Wort) und schreibt für die 
“Junge Freiheit”; 
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* dieLDD-Mitgliederund“wir selbst”- 
Gründer Jürgen Kraus (Ex- “Junge National- 
demokraten”) und Axel Emmrich; 

* der Sektenführer Hubertus Mynarek, 
ein Anhänger des “Konservativen Revolutio- 
närs” und Nazi-Kirchenkampf-Ideologen Wil- 
helm Hauer und Aktivistder Nazi-Sekte“Deut- 
sche Unitarier Religionsgemeinschaft”, deren 
Top-Funktionäre fast alle vor 1945 zur SS- und 
NSDAP-Spitze zählten und nach 1945 für fast 
alle rechtsextremistischen Parteien kandidier- 
ten; 

* sowie ein Dutzend weiterer National- 
revolutionäre. Mechtersheimer schrieb das 
Vorwort: “Diese Denkschrift formt das natio- 
nale Aufbegehren”. . 


Angefreten zur 
‘Ehrenrettung” des Faschismus 


Fichters Umgebung liest sich wie ein “Who is 
Who?” des (Neo-)Faschismus. Der Burschen- 
schaftler- “Alter Herr” Schweisfurth publizier- 
te gemeinsam mit Marcus Bauer und dem 
“Europa vorn”- Redakteur und “Nation und 
Europa” -Autor Wolfgang Strauss sowie dem 
intellektuellen Kopf des europäischen 
Neofaschismus Alain-de Benoist in dem Buch 


Herbert Ammon 


35 


Gerd-Klaus Kaltenbrunner 


“Gedanken zu Großdeutschland”, 1991 her- 
ausgegeben vom “Junge Freiheit” - Redakteur 
Stefan Ulbrich. Deutsche Karrieren: heute hat 
Schweisfurth eine Professur an der “Europa- 
Universität” in Frankfurt/Oder. Gemeinsam 
mit Venohr, Schenke, Strauss, dem “Deut- 
schen Unitarier” Wolfram Bednarski (heute 
wie Venohr bei den “Unabhängigen Öko- 
logen”), dem späteren “Junge Freiheit”- Autor 
Sven Thomas Frank und dem “MUT”- 
Chefideologen Gerd-Klaus Kaltenbrunner (er 
nahm nach Presseberichten 1990 neben Micha- 
el Kühnen am Auschwitz-Lügner- Kongreß 
“Wahrheit macht frei” teil, zudem der Neonazi 
Ewald Bela Althans eingeladen hatte) unter- 
stützte Schweisfurth schon 1984 eine 
“Wiedervereinigungs”- Initiative, die sich 
explizit auf Emst Niekisch berief. Herbert 
Ammon bekanntesichinden 80er Jahrenmehr- 
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fach zu Niekisch und verfaßte einen Text zu 
dessen “Ehrenrettung”, wie er es nannte, den 
Rolf Stolz dann in einem internen national- 
revolutionären Blättchen veröffentlichte. 
Ammon versuchte gemeinsammit Peter Brandt 
1981 indem Buch“Die Linke unddienationale 
Frage”, Niekisch und den “wir selbst” - 
Nationalisten Henning Eichberg dem meist 
noch unwissenden Publikum als Linke zu ver- 
kaufen. 

Der aus der NPD entstandene Verlag 
Siegfried Bublies in Koblenz, der “wir selbst” 
herausbringt und in dem Eichberg seine Schrif- 
ten publiziert, veröffentlicht auch eine Biogra- 
phie Niekischs undeine über Alfred Rosenberg, 
Chefideologe der NSDAP und geistiges Vor- 
bild der “Deutschen Unitarier” - Sekte, dessen 
Buch “Mythos des 20. Jahrhunderts” inzwi- 
schen auch von der KR beansprucht wird. Die 
“Junge Freiheit” wirbt im Oktober 1993 für die 
Niekisch- und die Rosenberg-Biographien, in 
derselben Ausgabe, in der sie für Noltes 
Auschwitz-Lügen-Buch bei Ullstein wirbt und 
ein ganzseitiges Nolte-Interview bringt, in der 
sie Venohrs Ludendorff-Buch bei Ullstein po- 
sitiv rezensiert, in der sie aus Fichters “Nati- 
on”-Buchbei Ullstein zitiert und über die Leip- 
ziger Fascho-Jusos jubelt: “Der Hofgeismarer 
Kreis, eine Gruppe von ca. 30 jungen SPD- 
Mitgliedern um den Leipziger Jusos-Vorsit- 
zenden Sascha Jung, hat erste Ausschluß- 
verfahren überstanden” - die bislang getrenn- 
ten Fraktionen des Faschismus verschmelzen 
wieder. 


o“.. o 


Langjährige Nähe 
zum REP-Umfeld 


Was als verwirrendes Knäuel von Personen 
und Organisationen wirkt, ist eine koordinierte 
Gruppe von immer denselben National- 
revolutionären, die - zusammengenommen - zu 
den meisten rechtsextremistischen Organisa- 
tionen Kontakte hat und seit Jahren vor allem 
im intellektuellen Umfeld der REPs und ihrer 
Absplitterungen anzutreffen ist, zu dem die 
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Zeitschriften “wir selbst” und “Junge Freiheit” 
zählen. Mitten drin: Tilman Fichter. Dieses 
Knäuel ist Fichter seit langem bekannt. Den- 
noch führt er 1993 in seinem Buch “Die SPD 
und die Nation” die“ Denkschrift”-Gruppe und 
ihr nationalistisches Pamphlet wieder als posi- 
tiven Bezug an. Dierechten Hasardeure Ammon 
und Schweisfurth präsentiert Fichter hier als 
vorbildliche und richtungweisende Politiker, 
als Alternativen zu Egon Bahr, Horst Ehmke, 
Helmut Schmidt oder Karsten Voigt. Sogar auf 
Rolf Stolz nimmt Fichter hier positiven Bezug, 
einen Mann, den niemand außerhalb der 
rechtsextremen Szene und ihrer antifasch- 
istischen Beobachter kennt, Rolf Stolz, der 
heute ausländerfeindliche Texte in der DJO- 
Zeitschrift “Der Pfeil” und im “MUT”- Verlag 
des Bernhard Wintzek publiziert. So wundert 
es nicht mehr, wenn Fichter hier auch die 
deutschlandpolitische Initiative des damaligen 
CDU-MdB Bernhard Friedmann von 1987 po- 
sitiv hervorhebt, die sowohl in der SPD als 
auch in der CDU/CSU abgelehnt worden war. 
Das nationalistische“ Friedmann-Papier” (“Ein- 


heit statt Raketen”), das den Kampf gegen 
ausländische (!) Raketen auf deutschem Boden 
als““operative Deutschlandpolitik” propagierte, 
wurde jedoch zustimmend von “wir selbst” 
nachgedruckt. Schweisfurth lobte Friedmanns 
Ansatz. Friedmann selbst propagierte seine 
Idee auch beim rechtsextremen “Gesamtdeut- 
schen Studentenverband”, bei dem schon 
Schweisfurth 1987 gesprochen hatte, von des- 
sen Jahreshauptversammlung 1984 Nazi-Schlä- 
ger zu einem blutigen Überfall in die Bonner 
Innenstadt losgezogen waren und dessen 
langjähriger Chef Peter Boßdorf aus Bonn - 
1989 Kandidat der REPs - heutein der“ Jungen 
Freiheit” schreibt. 

Es ist immer dasselbe Knäuel, in dem Fichter 
seine positiven Bezugspunkte findet. 

2. Teil und Schluß im nächsten Heft 


Bonner Institut für Faschismus-Forschung und 
Antifaschistische Aktion, Postfach 410108, 
53023 Bonn V.i.S.d.P.: P. Kratz. März 1994. 


* (Goethe, zitiert bei Fichter) 


Nachmeldung 


Am Ausgang unserer Geschichteüberdie Kastanien- 
allee71 (“Keine Besetzung, keinRunder Tisch”) im 
letzten “telegraph” haben sich nach Redaktions- 
schluß erfreulicherweise günstige Änderungen er- 
geben. Am Montag, dem 15., der “telegraph” ging 
gerade in Druck, gaben die Vertreter der Heilsar- 
mee vor Beginn des Treffens der Betroffenenvertre- 
tung anwesenden Offiziellen zu verstehen, daß sie 
keinen Vertrag mit den Obdachlosen machen wol- 
le, sondern nach Wegen suchen, diese aus dem 
Hause zu räumen. Daraufhin wurde ihnen deutlich 
gemacht, daß damit der Anlaß zu einem 
Gewerbemietvertrag vorder Rückübereignung ent- 
falle. Der Vertrag sei nur unter der Vorraussetzung 
zustande gekommen, daß die Heilsarmee einen 
Mietvertrag für zwei Etagen mit den obdachlosen 
Jugendlichen zugesagt hatte. Jetzt werde die örtli- 
che Wohnungsbaugesellschaft (WIP), dieden Auf- 
trag habe, den Leerstand von Häusern zu verhin- 
dern, nicht mit der Heilsarmee, sondern mit dem 
Verein Entweder Oderberger einen Vertrag ma- 
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chen. 
Der entstandene Vertrag mit dem Verein 


gibt der Obdachlosengruppe “Springflut” für ein 
Jahr das Wohnrecht in zwei Etagen der Kastanien- 
allee 71. Währenddessen wird für sie nach einem 
anderen geeigneten Haus gesucht. 

Die Heilsarmee ist selbstverständlich 
stinksauer und erwägt gegenwärtig juristische 
Schritte gegen den Senatsvertreier Ralf Hirsch, der 
die WIP erpreßt habe. Auch eine Pressekampagne 
wegen der “zweiten Enteignung” der notleidenden 
Heilsarmee durch den Berliner Senat sollte ins 
Leben gerufen werden. 

Weiterhin ist über ein anonymes Flugblatt 
zu berichten, in dem dazu aufgefodert wurde, der 
Heilsarmee in die Sammelbüchsen zu spucken. Als 
eine dem juristischen Rahmen der Bundesrepublik 
Deutschland unterliegende Zeitschrift können wir 
uns solchen Aufforderungen zu brutaler Gewalt 


leider nicht anschließen. 
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Bezogen auf eine Meldung im "telegraph'' 5/94 schickte uns Dr. Sebastian Pflugbeil 
folgende zwei Gegendarstellungen, verbunden mit der Androhung eines Prozesses: 


Gegendarstellung 


Im TELEGRAPH 5/94, S.45/46 schreiben Sie anonym unter der Überschrift "Wo ist das Geld 
für die Tschernobyl-Kinder, Dr. Pflugbeil" über mich unrichtige Tatsachen: 


l. Der Telegraph schreibt: "Herr Pflugbeil ... strebte eigentlich immer nach einem eher ver- 
söhnlichen Kurs, jedenfalls mit den jeweiligen Herrschenden." 


Das ist falsch. 


Richtig ist, daß es mir mehr um stichhaltige Argumente als um polemisches Spektakel geht. 
Die "jeweiligen Herrschenden" haben das jedenfalls nicht als versöhnlich aufgefaßt sondern 
in zahlreichen Fällen versucht, mich zum Schweigen zu bringen. Der telegraph wird nicht nur 
durch meine Veröffentlichungen sondern auch durch den OV "Reaktor" widerlegt, der zu 
diesem Zweck eröffnet wurde. 


2. Telegraph behauptet "Die Leute welche ein basisnahes NEUES FORUM (Parteıen - Nein 
Danke) wollen, sollten es doch lieber verlassen, meint unter anderem Herr Pflugbeil. Einige 
Leute, die eine Wahlverweigerungskampagne ins Leben gerufen haben, beispielsweise die 
Bundestagsabgeordnete Ingrid Köppe und der Landtagsabgeordnete Reinhard Schult, sollen 
Jetzt aus dem Neuen Forum ausgeschlossen werden." 


Das ıst falsch. 


Richtig ist, daß ich einen Antrag unterstützt habe, der Mandatsträgern des NEUEN FORUM 
nahelegt, ihre Mandate niederzulegen, wenn sie es nicht unterlassen, gegen gültige 
Beschlüsse des NEUEN FORUM öffentlich aktiv zu werden. Dieser Antrag wurde mit großer 
Mehrheit vom Bundeskoordinierungsrat des NEUEN FORUM (dem ich nicht angehöre), an- 
genommen. Daß die genannten Personen aus dem NEUEN FORUM ausgeschlossen werden 
sollen, ist frei erfunden. 


3. Der Telegraph schreibt über das Umsiedlungsprojekt des Vereins "Kinder von 
Tschernobyl" e.V.: "Doch dann wurde in Deutschland bekannt, daß die Mafia ihre Finger ım 
Spiel hatte. Daraufhin zog der Verein sein Geld aus dem Vorhaben zurück." 


Das ist falsch. 


Richtig ist, daß der Verein "Kinder von Tschernobyl" unzufrieden mit der Eu EMDEN Fi 
dem Preis-Leistungsverhältnis auf der Baustelle in Belorussland war und nach w nn g- 
loser Diskussion die bisherigen deutschen Projektleiter abgelöst und eine andere on 
verpflichtet hat. Der Verein führt das Projekt jedoch zuende, hat keın Geld rn hr we- 
zurückgezogen sondern mußte im Gegenteil mit Inflation und ständig steigenden Fr 

sentlich mehr investieren, als zunächst geplant war. 
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4. Der Telegraph schreibt zum Umsiedlungsprojekt weiter: "Einige Mitglieder waren der 
Meinung, daß eine Zusammenarbeit mit der Mafia in diesem Gebiet unvermeidlich sei. Sie 
wollten wenigstens die Investruinen zu Ende bauen. Daraufhin kam es zu einem Rechtsstreit, 
der von Herrn Pflugbeil mit Spendengeldern finanziert wurde." 


Das ist freı erfunden. 


5. Der Telegraph schreibt: "Ausgaben gibt es seitdem nur in dem normalen Ausmaß, wie es 
bei deutschen, äußerst basisfernen und sehr bürokratischen Vereinen halt üblich ist. Werbung, 


Repräsentation und Verwaltung." 


Das ıst falsch. 


Richtig ist, daß seit Anfang 1993 ın Minsk ein anatomisch-pathologisches Labor aufgebaut 
wird, das mit Mitteln des Vereins "Kinder von Tschernobyl" in Höhe von 150.000 DM finan- 
ziert wurde, daß dafür jährlich 30.000 DM für Verbrauchsmaterial beschafft werden müssen, 
daß die Baustelle für Umsiedlerhäuser 1993 mit rund 45.000 DM weiterfinanziert wurde, daß 
im Herbst 1993 ein Gemeinschaftsprojekt zwischen belorussischen, deutschen und nieder- 
ländischen Partnern zugunsten behinderter Kinder im Süden Belorusslands entwickelt wurde, 
das voraussichtlich Kosten für den Berliner Verein "Kinder von Tschernobyl" in Höhe von 
100.000 DM verursachen wird. 
Für Werbung fielen 1993 demgegenüber Unkosten in Höhe von rund 1.900 DM (für ein 
Benefizkonzert) an, für Repräsentation gamichts, für Mitarbeiter garnichts und für Telephon 
und Fax, Miete, Porto, Versicherung, Büromaterial, Bankgebühren monatliche Belastungen 
von lediglich ca. 1.300 DM an. Die gesamte Arbeit des Vereins erfolgt ehrenamtlich. 

6. Telegraph schreibt, daß Bild am Sonntag behauptet, "Sebastian Pflugbeil würde dıe 
Werbeunkosten für seine eigene Profilierung nutzen”. 


Das ist falsch. 


Tatsächlich stellt Bild am Sonntag eine solche Behaupfung gar nicht auf. Bild am Sonntag 
suggeriert jedoch einen Vorwurf aus der Tatsache, daß ich im Bereich Öffentlichkeitsarbeit 
unseres Vereins als Autor der meisten Vorträge, Diaserien, Artikel auftauche. Das ist wenig 
verwunderlich, weil ich im Verein Kinder von Tschernobyl aus guten Gründen für dıe 
Öffentlichkeitsarbeit verantwortlich bin. Daß ich öfter als viele andere um Informationen zum 
Tschernobyl-Komplex gebeten wurde, liegt vielleicht eher daran, daß ich als Physiker 
erklären kann, worin die Probleme der Kernkraftwerke bestehen, daß ich jahrelang Daten 
über den Gesundheitszustand der Bevölkerung in den betroffenen Regionen gesammelt und 
be, daß ich die Situation vor Ort aus eigener Anschauung kenne und daß ich 
Kinderreisen, medizinischer Hilfe, dem Umgang mit Behörden 
m angeblichen Hang zu "eigene(r) 


ausgewertet ha 


mehrjährige Erfahrungen mit 


und Finanzen an andere weitergeben kann als an meine 


Profilierung". 


Berlin, den 25.5.1994 


AREA 


Dr. Sebastian Pflugbeil 
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K inder von | schernobyl e.V. 


Rosa-Luxemburg-Straße 19 - O-1020 Berlin - Tel. 0372/2826745; 0161/13 09100 


An 

telegraph 

Schliemannstr. 22 

10437 Berlin 30.5.1994 


Gegendarstellung 


In einem anonymen Beitrag greift der telegraph 5/94, S.45/46 unter der Überschrift '""Wo ist 
das Geld für die Tschernobyl-Kinder, Dr. Pflugbeil" einen Artikel der Bildzeitung auf, 
dessen Machart für sıch spricht. Wir fragen den telegraph, welches Ziel mit dieser 
Aneinanderkettung von Lügen, Verdrehungen und bösartigen Unterstellungen verfolgt werden 
soll, wer der Initiator dieses Artikels ist, wer es nicht gewagt hat, seinen Namen darunter zu 
setzen und weshalb nicht der geringste Versuch unternommen worden ist, zu überprüfen, was 
BamS gedruckt hat. Es wäre ein Leichtes gewesen, mit dem Vorstand unseres Vereins- ein 
Gespräch über die vermeintlich problematischen Punkte zu führen. Wir sind völlig damit eın- 
verstanden, daß man gemeinnützigen Vereinen und Parlamentariern genau auf die Finger 
schaut - in der Berichterstattung sollte dann aber wenigstens ein Körnchen Wahrheit stecken. 


Wir erklären, daß nicht ein einziger Vorwurf des telegraph gegen die Arbeit unseres 
Vereins zutrifft. 
Insbesondere setzen wir trotz erheblicher Probleme, die mit den wirtschaftlichen und 
politischen Veränderungen in Belorussland zusammenhängen, die Arbeiten an Häusern für 
Tschernobyl-Umsiedler fort (1993 mit 45.000 DM). 
Für 150.000 DM wird in unserem Auftrag ein Laboratorium in Minsk aufgebaut, das für die 
Behandlung von Schilddrüsenkrebs bei Kindern wichtig ist. 
Gegenwärtig beginnt die Umsetzung eines Projektes für behinderte Kinder im Süden 
Belorusslands, das wir federführend mit Partnern aus drei Ländern enworfen haben. 
Die gesamte Arbeit erfolgt ehrenamtlich. 
Unserem Verein vorzuwerfen, er würde sich nur mit Werbung, Repräsentation und 
Verwaltung beschäftigen, ist absurd. . 
Wir sind ratlos angesichts der Erfahrung, daß es-auf der Ebene von Bürgerbewegung eınrei- 
ßen konnte, daß politische Meinungsver-schiedenheiten nicht im offenen Dialog, durch 
Abwägen von Argu-menten ausgetragen sondern ausgerechnet mit "Informationen" der 
Bildzeitung der telegraph gezielt als Rufmordinstrument eingesetzt wird, daß man nicht 
einmal vor den Kindern von Tschernobyl zurückzuckt, wenn man mit der Diskreditierung des 
Vereins "Kinder von Tschernobyl" e.V. dessen derzeitigen Vorsitzenden politisch zu treffen 
ht. 
Sebastian Pflugbeil hat dem Herausgeber des telegraph empfohlen, den Beitrag 
zurückzuziehen - das hat er abgelehnt. S.Pflugbeil hat den bisher unbekannten Autor des 
Artikels in der Hoffnung zu einem Gespräch eingeladen, ıhn anhand der Tatsachen zur 
Rücknahme des Artikels zu bewegen, er wollte mögliche rechtliche Schritte vom Verlauf 
dieses Gesprächs abhängig machen. Der Herausgeber hat sich geweigert, diese Einladung zu 
vermitteln und gedroht, Dr. Pflugbeil würde schon sehen, was er davon hätte, wenn er 
tatsächlich gegen die letzte Zeitung der Bürgerbewegung rechtlich vorgehen würde. 
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Vielsagend angedeutete Erkenntnisse aus Stasiakten konnte der Herausgeber nicht belegen. 

Eine formale Gegendarstellung Punkt für Punkt ist ın dieser Situation eine Verlegenheitslösung, 
weil sie sich zwangsläufig auf das Niveau des fraglichen Artikels einlassen muß und letztlich 
offen läßt, wer denn nun die Wahrheit schreibt. Wir setzen auf das Gedächtnis der Leser, ihr 


Gespür für Wahrheit und Lüge, Gehässigkeit und Offenheit. 


Für den (7, . 
Dr.med. Christine a 


a 
"Margit Höchsmann 


Eine belorussische Geschichte 
genauer betrachtet 
Richtigstellung und Nachrecherche zur Meldung ‘Geld für die 
Tschernobyl”-Kinder 


Es war einmal eine Gruppe von Menschen, 
dieimKatastrophengebietrundum Tscherno- 
byl lebten. Diese entschlossen sich umzu- 
siedeln und eine neue Existenz in der Nähe 
von Minsk aufzubauen. Das sollte im Dorf 
Adamovka geschehen. Dann gab es da noch 
einige Menschen in Deutschland. Die woll- 
tendenLeuteninder Gegend von Tschernobyl 
helfen und hörten von den Aktivitäten der 
belorussischen Gruppe. Gemeinsam entstand 
ein Projekt. Es sollten zuerst Baufirmen ge- 
gründet werden. Diese sollten durch 
Spendengeldern mit Baumaschinen ausgerü- 
stetwerden. Mitarbeiter inden Firmensollten 
vor allen aus den verstrahlten Gebieten von 
der umsiedlungswilligen Gruppe kommen. 
Zuerst sollten die Häuser für die Mitarbeiter 
und für die anderen Umsiedler gebaut wer- 
den. Dazu sollten Teile einer neuen Infra- 
struktur für den Ort errichtet werden. Nach 
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Fertigstellung der von Deutschland aus fi- 
nanzierten Baumaßnahmen hätten die Bau- 
firmen inder Gegendandere Baumaßnahmen 
per Auftrag übernehmen können. Erfahrung 
und Maschinen hätten sie dann ja genug 
gehabt. Die Umsiedler hätten Arbeit und 
Wohnung gehabt, für die Alteingesessenen 
verbessert sich die Infrastruktur und das Al- 
les durch Hilfe zur Selbsthilfe. 

Ein schöner Traum. 

1990 gründete sich der Verein “Kin- 
der von Tschernobyl”. Die wenigen Mitglie- 
der zeigten große Aktivitäten, sodaß sehr viel 
erreicht wurde. Für Kinder aus dem betroffe- 
nen Gebiet wurde ein Kinderurlaub organi- 
siert. Das betraf 1990 3.000 Kinder, 1991 
4.000 Kinder, 1992 mehr als 1.500 Kinder 
und 1993 lediglich 238 Kinder. 

Im medizinischen Bereich wurde die 


Errichtung, einesanatomisch-pathologischen 
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Labors zurDiagnose vonKrebserkrankungen, 
vor allen bei Kindern, durch den Verein im 
September 1991 finanziert. Drei weitere Pro- 
jekte wurden mit einem Gesamtvolumen von 
ca. 20.000 DM unterstützt. 1993 wurdedurch 
das Otto Hug Institut das Labor in Betrieb 
genommen. Dessen Folgekosten für medizi- 
nische Verbrauchsgüter trägt der Verein in 
den nächsten Jahren. 

Die Behandlung von Kindern aus der 
Tschernobylregionin Deutschland wurdemit 
ca. 56.000 DM 1991 unterstützt. 

Die Behauptung in einer Meldung 
des letzten “telegraph” , daß die Aktivitäten 
des Vereins nachlassen, ziehen wir zurück. 

Für das Projektin Adamovka wurden 
bisher ca. 350.000 DM ausgegeben. Zum 
aktuellen Stand sprachder Vereinsvorsitzende 
und Verantwortliche für die Öffentlich- 
keitsarbeit Dr. Sebastian Pflugbeil unter an- 


deremmitder Berliner Zeitung. Dortheißtes: 


“Was jedoch als schnelles Umsie- 
dlungsprojekt gedacht war, zog sich durch 
interne Vereins-Querelen in die Länge. "Für 
einen Verein, der mit öffentlichen Spenden- 
geldern umgeht, ist das nicht tolerabel”, sagt 
Pflugbeil. Doches schlichen sichnoch andere 
unvorhersehbare Schwierigkeiten ein: "Wir 
glaubten , daß die Menschen froh sein wer- 
den, aus dem verstrahlten Gebiet weg- 
zukommen. Damit es schneller geht, sollten 
sie ihre Häuser selbst bauen.” Heute geben die 
Initiatoren zu, daß diese Idee nicht aufging. 
Pflugbeil sieht darin eine jahrhundertealte 
russische Mentalität bestätigt, erstmal abzu- 
warten und zu beobachten statt selbst aktiv zu 
werden. Inzwischen ist eine dortige Baufirma 
mit dem Abschluß der Arbeiten verpflichtet 
worden, damit die Familien noch in diesem 
Jahr einziehen können.” 

Soweit die Sicht von Sebastian 
Pflugbeil. Die Einleitung dieses Artikels und 
die Darstellung in der Berliner Zeitung klin- 
gen als wäre von zwei verschiedenen Projek- 
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ten die Rede. Aber es ist das gleiche Projekt. 
Die inzwischen aus dem Verein geworfenen 
Initiatorenund Projektleiter geben auchheute 
nicht zu, daß diese Idee nicht aufging. Sie 
wollten sich aber auf unsere Nachfrage auch 
nicht weiter zu den “internen Vereins- 
Querelen” äußern, da es in einem Rechtstreit 
zu einem Vergleich kam. Auch im Interesse 
des “guten Rufes” des Vereins wurde Still- 
schweigen vereinbart. 

Bei einem Gespräch mit Herrn 
Pflugbeil sagte er uns dazu, daß die damali- 
gen Projektleiter Unterlagen die er von ihnen 
angeforderthat, nicht vorgelegt hätten. Dabei 
soll es sich nach seinen Aussagen um Belege 
für 300.000 DM gehandelt haben. Zumindest 
ging es um Grundbucheintragungen und juri- 
stische Absicherungen für die ausgegebenen 
Beträge. Dies sei nicht erfolgt und so habe 
sich der Verein mit einer Klage zur Her- 
ausgabe juristisch absichern wollen. 

Nichts erzählte Pflugbeil beispiels- 
weise von der Artund Weise, wie eine denk- 
würdige Abstimmung zur Aufnahme neuer 
Mitglieder in den Verein im Juni 1992 statt- 
gefunden hat, die eben zu dieser Neu- 
beurteilung des Projektes führte. Sechs neue 
Mitglieder sollten zu den sieben Bisherigen 
dazukommen. Es wurde jeweils über zwei 
Neuaufnahmen abgestimmt. Zuerst sollte 
unter anderem Herr Prof. Lengfelder vom 
Otto Hug-Institut aufgenommen werden, der 
mit den Medizinprojekten des Vereinsschon 
zusammenarbeitete. Allestimmten zu, daneue 
Vereinsmitglieder dringend zur Bewältigung 
der Arbeit benötigt wurden. Die bereits Auf- 
genommenen durften sogleich mitstimmen. 
Dann wurde mit der neu erreichten Mehrheit 
die Aufnahme der letzten beiden Kandidaten 
abgelehnt. Die Abgelehnten waren zwei 
Bauingineure, die bereits längere Zeit das 
Bauprojekt Adamovka unterstützten. Übri- 
gens hatten sie merkwürdigerweise im Ge- 
gensatz zu den anderen “Neulingen” keine 
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Einladung zur Mitgliederversammlung er- 
halten. Gar böse ist, wer jetzt dabei Arges 
denkt. Vielleicht wollten die “Aufrechten” 
im Verein ja bloß Unregelmäßigkeiten im 
Projekt Adamovka verhindern und sicherten 
sich, Demokratie hin, Demokratie her, die 
von ihnen benötigten Mehrheiten. 

Die “Anderen” wollten aber offen- 
sichtlich ihre Unregelmäßigkeiten vertuschen, 
denn sie verlangten gemeinsam mit anderen 
“alten” Vereinsmitgliedern eine nochmalige 
Abstimmung, da ein Vereinsmitglied keine 
Einladung zur Mitgliederversammlung be- 
kommen habe. Dieses Vorhaben wurde ab- 
gewehrt. Die“ Aufrechten”tatenunverdrossen 
den nächsten Schritt. Mit Hilfe ihrer neuen 
Mehrheit im Vereinsvorstand warfen sie ei- 
nen ihnen suspekten Projektleiter von 
Adamovka aus dem Vorstand und beschlos- 
senden AuschlußderbeidenProjektleiter aus 
dem Verein insgesamt. Mit einem Brief nach 
Belorußland wurde den Ausgeschlossenen 
die Weiterarbeit unmöglich gemacht. 

Was war inzwischen in Adamovka passiert? 

Herr Lengfelder, als Bürger aus den 
alten Bundesländern, hatte, am Tag seiner 
umstrittenen Vereinsaufnahme, mit seinem 
juristischen Wissensvorsprung natürlich auf 
die ungeklärte Situation des Bauprojektes 
hingewiesen. In Belorußland gibt es jedoch 
weder Grundbücher noch Privateigentum an 
Grund und Boden, sondern lediglich ein 
Nutzungsrecht. Daß es juristisch ähnliche 
Situationen - siehe Grundbücher - im 
Unrechtsstaat “DDR” gegeben hat, irritierte 
natürlich nicht Lengfelders Sinn für ein “nor- 
males” Gerichts- und Besitzwesen. Unter 
Berufung auf diesen “unerträglichen Zu- 
stand” wurden für eine Weile Lohnzahlungen 
andie beiden “Selbsthilfe”-GmbH’s gestoppt. 
Das hatte zur Folge, daß die Tschernobyl- 
Umsiedler, die in den GmbH’s arbeiteten 
unvorbereitet in eine soziale Notlage gerie- 
ten. Inder Region gibtes keine andere Arbeit. 
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Sie mußten in ihre verstrahlte alte Heimat 
zurückkehren. Wenn eine Firma mit nur ei- 
nem Auftrag eine Weile kein Geld bekommt, 
dann kann es sein, daß selbige Pleite macht. 
So geschah es dann auch längerfristigmitden 
beiden GmbH’s mit den schönen Namen 
“Mara” und Spagada”. Die “Rausge- 
schmissenen” haben deshalb damals tatsäch- 
lich behauptet, ihr Projekt würde zerstört. 

“So ein Quatsch. Es wurde deutsche 
Ordnung hergestellt. Ordentliche Baufirmen 
wurden beauftragt. Die Häuser werden durch 
gestiegene Baukosten während des Rechts- 
streites (dafür Schuldige haben wir bereits 
ausgewiesen) zu ungefähr dem doppelten 
Preis, dendieGmbH’s“Mara”und“Spagada” 
zusicherten, zu Ende gebaut. Es brauchen 
keine Fachleute mehr nach Belorussland zu 
reisen, sondern es müssen nur noch Häuser 
am Ende abgenommen werden. Umsiedler, 
die in die Häuser einziehen wollen, wurden 
inzwischen auch gefunden. Es ist zwar keine 
geschlossene Gruppe mehr und es werden 
nur 22 Häuser gebaut, aber alles zu erreichen 
‚ist eben nicht immer möglich. Außerdem ist 
nun ausgeträumt und es werden Realitäten 
geschaffen. 

So kann der Verein, wenn Ende des 

Jahres die letzten Häuser fertiggebaut sind, 
beruhigt dieses schwarze Kapitel hinter sich 
lassen. Dann können sich auch die Aktivitä- 
ten wieder vermehren. Ein wichtiger Schritt 
dahin ist bereits gegangen. Gemeinsam mit 
zwei belorussischen Gruppen und dem 
IPPNW (Internationale Vereinigung von Arz- 
ten zur Verhütung eines Atomkrieges) BRD 
und Niederlande, wollen sie zur Linderung 
der schlimmen Situationen der vielen behin- 
derten Kinder im Tschernobylgebiet beitra- 
gen. Dies ist unbedingt notwendig, da sich 
die Versorgung behinderter Kinderbisher auf 
Wegschliessen und das Herbeiwarten des 
Endes in den meisten Kinderheimen be- 
schränkt. Geld aus Brüssel wurdeinzwischen 
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für das Projekt schon genehmigt. Das ge- 
schah offensichtlicht durch den Einsatz von 
Sebastian Pflugbeil. 

Auch hier handelt es sich um ein 
Selbsthilfeprojekt, vielleichtkommtes jadies- 
mal nicht zu Streitigkeiten, weil einige 
“Fachmänner” es besser und genauer wissen 
als andere. Der Sinn für solidarischen Um- 
gang miteinander ist anscheinend in vielen 
Gruppen und bei Einzelnen, die sich 
“basidemokratisch” nennen, verloren gegan- 


gen. 
Zugegeben, unsere Meldung vomletz- 

ten Mal war übereilt zusammengeschrieben, 
schlecht recherchiert und vermengte Sachen 
miteinander, die so nicht zusammengehöfren. 
Wir ziehen diese Meldung zurück. Aber mit 
dem Anwalt zu drohen, istauch das Ende von 
basisdemokratischen Zusammenhängen und 
der Beginn der “rechtsstaatlichen”” Ordnung. 
Dirk Schneider 


Protest gegen einen Artikel im letzten ‘telegraph” 


Bewohner der Immanuelkirchstr. 20 ließen 
verlauten, daß der im “telegraph” Nr.5/94 ab- 
gedruckte Artikel “Ehemalige Hausbesetzer 
lassen räumen” inhaltlich falsch wäre und daß 
die gegen sie erhobenen Anschuldigungen in 


vielen Punkten jeder Wahrheitentbehrten wür- 
den. Da sie aber Wichtigeres zu tun hätten, als 
sich ausschließlich mit diesen Thema zu be- 
schäftigen, wird eine schriftliche Entgegnung 
ihrerseits erst für das nächste Heft verfaßt. 


Meldungen 


Berlin-Marzahn: 
“Privatrazzia” im Wohnheim 


| Havemannstraße 

Am Donnerstag, 19. Mai, etwa gegen 10 Uhr 
drangen etwa zehn Männer, darunter der 
Heimleiter, Herr Kretschmann, und zwei Vertreter 
der AR-WO-GE in alle 44 Wohnungen des Auf- 
gangs 38 ein, warfen Matratzen der dort wohnen- 
den VietnamesInnen auf die Straße und stahlen 
Elektrogeräte. 

Das Wohnheim in der Havemannstr. be- 
steht aus drei Aufgängen, den Hausnummern 34, 
36, 38 und wird überwiegend von ehemaligen 
VertragsarbeiterInnen aus Vietnam bewohnt. Den 
BewohnerInnen werden einzelne Wohnungen ver- 
mietet (1-Raum-Wohnungen für über 600 DM, 3- 
Raum-Wohnungen 1200 DM, 4-Raum-Wohnun- 
gen knapp 1400 DM). 

Die 11-stöckigen Gebäude verfügen über 
Fahrstühle, die jedoch schon seit fast zwei Jahren 
von der Heimleitung (bzw. der AR-WO-GE) nach 
Dienstschluß und an Wochenenden i.d.R. abge- 
schaltet werden. Auch die Warmwasserversorgung 
funktioniert seit etwa drei Monaten nicht mehr, 
was nach Überzeugung der MieterInnen nicht auf 


AA 


technische Defekte zurückzuführen ist, sondern 
darauf, daß es schlicht abgestellt wurde. Diese 
Situation führt dazu, daß die MieterInnen vermehrt 
elektrische Kochgeräte benötigen, um sich etwas 
Warmes zuzubereiten. 

Die private “Durchsuchungsaktion” fand 
folgendermaßen statt: Zunächst wurde an den 
Wohnungstüren geklingelt. Waren Mieter nicht 


- zuhause, wurden die Eingangstüren mit einem 


Zweitschlüssel geöffnet. Es wurde in den Unterla- 
gen nachgesehen, wieviele Personen in jeder Woh- 
nung gemeldet sind. Jeder dieser Personen wurde 
eine Matratze oder ein Bett “zugestanden”, die 
“überzähligen” flogen über die Balkone auf die 
Straße. Selbst aus den obersten Stockwerken wur- 
den diese nach Aussagen von Heimbewohnern auf 
die Straße geworfen, ineinen bereit-stehenden LKW 
verladen und später abtransportiert. Teilweise wur- 
den auch vorhandene Betten abgebaut. Anschlie- 
ßend wurden Kochplatten, Tauchsieder und 
Heißwasserbereiter “beschlagnahmt”. Keiner der 
Mieter erhielt ein Protokoll über die gestohlenen 
Gegenstände. Abschließend “kontrollierte” die 
Gruppe noch sämtliche Schränke und sah unter die 
noch verbliebenen Betten. 

Aus: “Zeitung antirassistischer Gruppen” 
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Be 


Polizeikessel in der U-Bahn 
Berliner Knastdemonstration 
am 21. Mai wurde zur 


Prügelorgie der Polizei 
Erst mit einer Woche Verspätung berichtete die 


“taz” über die Geschehnisse bei einer Berliner ° 


Demonstration “gegen die Kriminalisierung von 
AntifaschistInnen” am 21. Mai, nachdem zunächst 
wieder mal nur der Polizeibericht abgeschrieben 
worden war. Immerhin - die anderen Zeitungen 
brachten gar keine Berichtigung. Aber auch ange- 
sichts der Augenzeugenberichte gabder“taz”-Titel 
nur die Möglichkeit zu: “Beamte sollen im An- 
schluß an Antifa-Demo am Samstag mehrfach auf 
Demonstrantenin U-Bahneingeprügelt haben/BVG 
und Polizei wissen von nichts”. Tatsächlich aber 
müssen die Polizeiübergriffe als weiterer Höhe- 
punkt der Ausweitung der staatlichen Repression 
und der Beschränkung von Bürgerrechten gewertet 
werden. 

Unseren Informationen zufolge mußten die 
friedliche Demonstration, bei der selbst Vermummte 
fehlten, ab Marchstraße, Ecke Einsteinufer unter 
Spalierlaufen. Bei der Kundgebung vor dem Knast 
gabes mehrmals Stoßtrupps vonPolizisteninRich- 
tung Lautsprecherwagen, die versuchten, die Tür 
des Wagens aufzureißen. Andererseits wurden stän- 
dig Leute aus der Kundgebung herausgezogen und 
verprügelt. Schließlich bildete die Polizei eine Kes- 
sel um die Kundgebung und ließ Leute, die nach 
Hause wollten, nur durch ein Spalier zum U-Bahn- 
hof Turmstraße abziehen. 

An dieser Stelle setzt der Bericht der “taz” 
ein. Polizeibeamte hätten, berichtet sie, Demonstra- 
tionsteilnehmerInnen durch ein Polizeispalier in 
den U-Bahnhof Turmstraße gedrängt. Dort speıt- 
ten sieeinen Großteil des Bahnsteigs ab, traktierten 
DemonstrantInnen, die in eine ankommende U- 
Bahn einstiegen und selbst unbeteiligte Fahrgäste 
in der U-Bahn mit Faustschlägen und Fußtritten. 
Unter anderem, faßt die “taz” die Augenzeugen- 
berichte zusammen, habe dabei eine 70-jährige 
Frau eine aufgeplatzte Lippe davon getragen, eine 
Frau habe einen Nervenzusammenbruch erlitten, 
ein Mann sei nach Fußtritten bewußtlos geworden 
und eine Mutter sei verletzt worden, nachdem sie 
versuchte, die tretenden Polizeibeamten von ihren 
Kindern fernzuhalten. Eine weitere Frau habeeinen 
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Nervenzusammenbruch erlitten und einer türki- 
schen Familie mit einem Kleinkind, die in Panik 
geraten war, seidas Verlassen der U-Bahn verwehrt 
worden. Unseren Informanten zufolge wurde ein 
Waggon von der Polizei ganz geräumt; was mit 
dessen Insassen geschah, die auf dem Bahnsteig 
zurückbleiben mußten, dafür gibt es derzeit keine 
Augenzeugen. 

Polizei und BVG wußten, wie schon die 
“taz”- Überschrift andeutete, von gar nichts. Laut 
BVG-Pressestelle war kein besonderer Vorfall für 
den U-Bahnhof Turmstraße zur fraglichen Zeit 
gemeldet. Die Polizeipressestelle berichteteimmer- 
hin, daß die betreffende Einheit eine Sachbe- 
schädigung an der U-Bahn festgestellthabe und die 
Täter feststellen mußte. Davon wußte aber wiede- 
rum die BVG nichts. 


Presseerklärung der 
“Unregierbaren - Autonome 
Liste und des Infoladens 


Wuppertal vom 29,5.94 


Am Freitag, dem 27.5.94, ist nachmittags eine 11- 
köpfige Straßentheatergruppein Wuppertal Barmen 
von vermummten SEK-Beamten überfallen und 
festgenommen worden. Dabei haben die SEKler 
vorsätzlich Menschen zusammengeschlagen und 
mißhandelt, zwei vonihnen mußten mitsehrschwe- 
renKopfverletzungenins Krankenhaus eingeliefert 
werden. Hintergrund war nicht wie die Polizei 
Wuppertal in verschiedenen Presseerklärungen 
lancierte, ein Attentat aufeinen Staatsschutzbeamten 
namens Stürmer, sondern die Theatergruppe hatte 
sich mit Trenchcoats, Schlapphüten und Sonnen- 
brillen verkleidet und war eine Stunde unter den 
Augen der (richtigen) Polizei durch Wuppertal 
gezogen, mit der Schwebebahn gefahren, um 
schließlich, wie in einer Pressemitteilung angekün- 
digt,vordem Hausdes Wuppertaler Staatsschützers 
Stürmer eine “Gegenobservation” als Agit Prop 
Aktion durchzuführen. Die Aktion richtete sich 
gegen die Staatsschutzabteilung in Wuppertal, die 
eng mit dem jetzt enttarnten Verfassungs- 
schutzbeamten und HAK Pao-Nazikampf- 
sportausbilder Bernd Schmitt zusammengearbeitet 
hat. Die Verkleidungsaktion wurde voneinem Team 
von RTL und regionalen Journalisten gefilmt und 
sollte der Startschuß einer Kampagne gegen die 
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ungeheuerlichen Praktiken des Staatsschutzes sein. 
Es wurden Flugblätter an die PassantInnen verteilt 
und eine kleine Gruppe von uns hat dann in dem 
Geschäftshaus, in dem auch der zu observierende 
Staatsschützer wohnt, Flugblätter verteilt. Ins Haus 
gelangten sie durch die ihnen geöffnete Haustüre. 
Nach 3 Minuten im Treppenhaus wurden sie von 
einem vermummten SEK-Kommando überfallen. 
Die draußen stehenden Gruppenmitglieder wurden 
im gleichen Augenblick von zivilen SEKlern ver- 
haftet. Die Festgenommenen wurden ins Polizei- 
präsidium verfrachtet, dort erkennungsdienstlich 
mißhandelt und erst nach Stunden freigelassen. 
Den Verhafteten wurde der Vorwurf gemacht, ei- 
nen Anschlag auf die Person des Staatsschützers 
und seine Wohnung vorgehabt zu haben, in Tat- 
einheit mit Landfriedensbruch. Die Polizei- 
pressestelle Wuppertal verbreitete sogar bis ca. 
23.00 Uhr, das “Autonome mit Tötungsabsicht 
gegen den Staatsschützer vorgegangen sind”. 

Gegen diese Hetze wehren wir unsmitaller 
Entschiedenheit und fordern insbesondere die Wup- 
pertaler Medien auf, den Sachverhalt richtig- 
zustellen. Gegen die schwere Körperverletzung im 
Amt durch die SEK-Einheit werden wir u.a. mit 
Strafanzeigen vorgehen. Für die Humorlosigkeit 
der Polizeiin Wuppertal können wir nichts und das 
ist auch nicht unser Problem, sondern eher das 
Problem derhauseigenen Polizeipsychologen. Pro- 
bleme wird hoffentlich der verantwortliche 
Einsatzleiter wegen Dummheit und Brutalität im 
Amt kriegen und zwar durch eine große Öffentlich- 
keit, die sich gegen solche Polizeiübergriffe aus- 
spricht, und gleichzeitig die enge Zusammenarbeit 
der hiesigen Staatsschutzabteilung mit organisier- 
ten Nazigruppen (egal ob sie im Sold des 
Verfassungsschutzes stehen oder auch nicht) auf- 
deckt. Wir werden dafür die nötigen Schritte, im 
Gespräch mit anderen antifaschistischen Initiati- 
ven und Parteien, einleiten, um schon am 4. Juni 
1994 in einer gemeinsamen Demonstration mit 
Trenchcoats, Schlapphüten und Flugblättern wie- 
der vor Ott zu sein. 


Menschenrechtssituation für 


Homosexuelle 
Diskriminierung, Unterdrückung, Inhaftierung und 
Ermordung: DieListe der Verfolgungsmaßnahmen 


46 


gegen Homosexuelle in aller Welt ist lang. 

Im März strich der Deutsche Bundestag in 
Bonn die letzten Reste des, bereits mehrfach geän- 
derten, Paragraphen 175 endgültig aus dem Straf- 
gesetzbuch. Bisdahinkonnten homosexuelle Hand- 
lungen von Erwachsenen mit Männern unter 18 
Jahren mit einer Freiheitsstrafe von bis zu fünf 


“Jahren odereiner Geldstrafe geahndet werden. Fast 


ein Jahrhundert mußte vergehen, bis Schwule hier- 
zulande, zumindest juristisch, nicht mehr 
diskriminiert werden können. In vielen Ländern ist 
dies leider anders. 

Immer noch gelten geschriebene oder 
ungeschriebene Gesetze, unter denen nicht nur 
homosexuelle Praktiken, sondern schon allein das 
öffentliche Eintreten von Schwulen und Lesben für 
sexuelle Gleichberechtigung verfolgt werden. 

Zum Beispiel in der Türkei, wo gleichge- 
schlechtliche Liebe nicht strafbar ist. In Istanbul 
sollte vom 2. bis 6. Juni der erste Kongreß für 
homosexuelle Solidarität stattfinden. Obwohl die 
Veranstaltung vom türkischen Innenministerium 
genehmigt worden war, wurde sie im letzten Mo- 
ment vom Gouverneur von Istanbul verboten. Be- 
gründung: Das Kongreßthema stünde im Wider- 
spruch zuden Traditionen und moralischen Werten 
der türkischen Gesellschaft und könnte die öffent- 
liche Ruhe und Ordnung stören. Es sollte noch 
schlimmer kommen. Am 3. Juli luden einige 
Delegierte zu einer Pressekonferenz, um gegen das 
Verbot zu protestieren. Noch vor Beginn des Tref- 
fens mit Journalisten wurden drei türkische 
Aktivisten inhaftiert und zahlreiche ausländische 
Kongreßteilnehmer aufdem Weg zur Pressekonfe- 
renz vonderPolizeiabgefangen und in Gewahrsam 
genommen. Die übrigen Delegierten wurden in 
ihren Hotels festgehalten. Auf der Polizeiwache 
wurde eine beabsichtigte Leibesvisitation nur des- 
halb nicht vorgenommen, weil die Betroffenen hef- 
tig protestierten. Dafür mußten sie anschließend 
stundenlang in einem Polizeibus ausharren, der sie 
schließlich gegen ihren Willen zum Flughafen brin- 
gen sollte. Das war noch immer nicht das Ende der 
Schikane, denn unterwegs bog der Bus von der 
Route ab und hielt voreinem Krankenhaus, wo den 
Delegierten eine Blutentnahme zwecks Aids-Test 
angekündigt wurde. Erst nach neuerlichen Prote- 
sten wurde dies unterlassen und die offenkundig 
unerwünschten Gäste mit einem Flugzeug nach 
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Deutschland abgeschoben. 


Ein anrüchiger Kommentar 

Aus Griechenland wurdeein bizarres Gerichtsurteil 
bekannt, das noch zur Revision ansteht: Irene 
Petropoulou, Chefredakteurin des Magazins 
“Amphi”, wurde im November 1991 zu einer Ge- 
fängnisstrafe von fünf Monaten undeinerGeldstra- 
fe verurteilt, weil sieineinem Kommentar die Frage 
aufgeworfen hatte, warum so viele schwule und 
auch heterosexuelle Männer an einer Korrespon- 
denz mit Lesben interessiert sind. Dies - so befan- 
den die Richter- verletze den Anstand und verstoße 
gegen die herrschende Sexualmoral. Die Joumali- 
stin hat Berufung eingelegt. Sollte das Urteil nicht 
revidiert werden, wird sie von amnesty internatio- 
nal als gewaltlose politische Gefangene betrachtet. 

Nur zögerlich werden in der ehemaligen 
Sowjetunion und den einst mit ihr verbündeten 
Staaten die einschlägigen Gesetze geändert, bezie- 
hungsweise aufgehoben. Bisher haben Rußland, 
die Ukraine, Estland, Litauen und Lettland homo- 
sexuelle Aktivitäten zwischen Erwachsenen 
entkriminalisiert. Andere RepublikenderEx-UdSSR 
haben jedoch die Homosexuellen-Gesetze beibe- 
halten. Das gilt für Usbekistan, Weißrußland, 
Georgien, Kasachstan und Kirgisistan. amnesty 
international hat keine genauen Informationen über 
die Anzahl der davon betroffenen Personen. 


Zur Trennung gezwungen 
Nicht besser ergeht es den Schwulen im 
postkommunistischen Rumänien. Dort werden 
gleichgeschlechtliche Beziehungen teilweise mit 
drakonischen Strafen geahndet. In Wahrnehmung 
ihres 1991 diesbezüglich geänderten Mandats star- 
tete amnesty international im April vergangenen 
Jahres eine Eilaktion für Mirel Ciprian Cucu und 
Milorad Mutascu. Die beiden Männer hatten sich 
Ende Dezember 1992 über eine Zeitungsanzeige 
kennen- und liebengelernt und lebten dann zusam- 
men in der Wohnung von Milorads Familie in 
Timisoara. Anfang Januar 1993 zogen sie nach 
Simicolau Mare - dort wurden sie am 22. Januar 
inhaftiert. Derdamals 17jährige Mirel Ciprian Cucu 
wurde nach Artikel 200 Absatz 1 des rumänischen 
Strafgesetzbuches angeklagt: Wegen sexueller Be- 
ziehungen mit einer Person gleichen Geschlechts”. 
Das kann eine Gefängnisstrafe zwischen zwölf 
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Monaten und fünf Jahren zu Folge haben. Milorad 
Mutascu wurden homosexuelle Beziehungen zu 
einem Minderjährigen zurLast gelegt -die mögliche 
Strafe dafür liegt zwischen zwei und sieben Jahren 
Gefängnis. Zwei Monate nach seiner Festnahme 
wurde Mirel aus der Untersuchungshaft entlassen, 
sein Freund blieb eingesperrt, so daß ai mit einer 
Urgent Action die sofortige Freilassung verlangte. 
Mitte Mai schließlich kam auch Milorad wieder auf 


"freienFuß. Am9. Juni wurden beide vom Landgericht 


Timisoara zu Haftstrafen von zwölf Monaten bezie- 
hungsweise zwei Jahren zur Bewährung verurteilt. 
Als Konsequenz blieb ihnen wohl nur die Tren- 
nung. Sollten die Männer emeut inhaftiert werden, 
wird sich amnesty international wieder für sie ein- 
setzen. Die Menschenrechtsorganisation hatinzwi- 
schen den rumänischen Justizminister gedrängt, 
Artikel 200 endlich zu streichen, und dafür zu 
sorgen, daß niemand mehr wegen seiner sexuellen 
Neigungen eingesperrt wird. 

Auch in Lateinamerika - der Heimat des 
Machismo - werden Schwule oftmals gnadenlos 
verfolgt. In Nicaragua haben alle Proteste von Ho- 
mosexuellen-Gruppen und Menschenrechts- 
organisationen bisher nichts genützt. Seit 1992 
müssen dort all jene Bürger, die “gleichge- 
schlechtliche Sexualkontakte anregen, fördern, 
propagieren oder in skandalöser Form praktizie- 
ren” mit einer Gefängnisstrafe von bis zu drei 
Jahren rechnen. 


Nach amnesty-Druck freigelassen 
In Mexiko-City begann am 16. Januar 1992 für 
zwei homosexuelle Aktivisten ein Alptraum, der 
erst ein Jahr später enden sollte. Gerardo Ortega 
Zurita und Jose Reyes Potenciano - ehrenamtliche 
Mitarbeiter einer nichtstaatlichen Organisation für 
Aids-Prävention - wurden unterder Beschuldigung 
festgenommen, Minderjährige vergewaltigt zu ha- 
ben. Drei Tage zuvor hatte Gerardo Ortega Zuritain 
einem Fernsehinterview den Umgang der Polizei 
mit Schwulen kritisiert... . Beide Männer mußten 
bis zu ihrem Prozeß im Gefängnis bleiben, wo sie 
einer ständigen Belästigung ausgesetzt waren. Ende 
März 1993 verkündete ein Gericht die Urteile: 
jeweils 13 Jahre und neun Monate Haft. Auch in 
diesem Fall hat sich amnesty international hartnäk- 
kig für die Freilassung der beideneingesetzt und die 
Anklagen gegen sie als Konstruktion zurückgewie- 
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sen. Ineiner Berufungsverhandlung wurden Gerardo 
Ortega Zurita und Jose Reyes Potenciano schließ- 
lich freigesprochen und am 9. Juli 1993 aus der Haft 
entlassen. 

Lebensgefährlich ist es für Schwule im 
Iran. Im Reich der Mullahs gilt Homosexualität als 
Kapitalverbrechen, das mit dem Tode bestraft wer- 
den kann. Bekanntermaßen ist es unmöglich, von 
den iranischen Behörden genauere Zahlen zur To- 
desstrafe zu erfahren. Somit ist unklar, wie viele der 
zahllosen Opfer wegen gleichgeschlechtlicher Lie- 
be hingerichtet worden sind. amnesty international 
hat aber Berichteerhalten, nachdenenSchwule und 
Lesben zu Tode gesteinigt oder enthauptet worden 
sein sollen. 

ai-Informationen, Susanne Hoffmann 


Internationaler 


Solidaritätsaufruf 
Ausreiseverbot und Todesdrohungen gegen 
zwei syndikalistische GewerkschafterInnen in 
der Republik Moldawien 
Wir sind in tiefer Sorge um das Leben von zwei 
syndikalistischen Freunden aus der Republik 
Moldawien. Eine sich seit Jahren immer mehr zu- 
spitzende Situation läßt uns befürchten, daß akute 
Lebensgefahr für Tamara Burdenko, ihren Ehe- 
mann Igor Gergenreder und ihre jährige Tochter 
Nelly besteht. Wirrufen deshalb dazu auf, daß sich 
soviele Menschen als möglich für das Leben der 
Bedrohten und ihre Ausreise in die BRD einsetzen. 


Zur Vorgeschichte 
Tamara Burdenko und Igor Gergenreder sind als 
aktive GewerkschafterInnen und Anarcho- 
SyndikalistInnen seit mehreren Jahren Repressali- 
envonSeitenderRegierung derRepublik Moldavien 
ausgesetzt. Moldavienentstandals Zerfallsprodukt 
der Sowjetunion und wird von einer ultranatio- 
nalistischen Regierung beherrscht. 

Im April 1992 wurde Tamara Burdenko 
nach 14 Jahren von ihrem Arbeitsplatz beim Litera- 
tur-Magazin “Kodry” gefeuert. Offizielle Begrün- 
dung für den Rausschmiß bei der staatlich kontrol- 
lierten Zeitschrift waren “systematische Verstöße 
gegen die Arbeitsdisziplin”. Der eigentiche Grund 
ist jedoch darin zu suchen, dass Tamara in der 
moldavischen Oppositionspresse mehrfach Artikel 
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gegendieautoritäreundnationalistischeRegierung 
des Landes, besonders gegenüber den Minderhei- 
ten, veröffentlicht hatte. KurzeZeit nach derEntlas- 
sung von Tamara Burdenko wurde ihr Mann, Igor 
Gergenreder, zur Staatspolizei bestellt und verhört. 
Beim Verhör versuchte ihn ein Polizeioffizier mit 
den Worten “heutzutage gibt es mehr und mehr 
behinderte Menschen. Glauben Sie, daß sich 
irgendjemand darum scheren wird, wenn es einen 
weniger gibt?” zuprovozieren. Diesisteine Anspie- 
lung darauf, daß Igor als Kind an Poliomelitis 
erkrankt war und seither behindert ist. 

Nach der Entlassung Tamaras häuften 
sich die Übergriffe gegen die Familie Gergenreder/ 
Burdenko. 

- Am 22. Juli 1992 wurde versucht, in ihre Woh- 
nung einzubrechen, 

- Am 24. Juli 1992 klopftees heftig an Gergenreders 
Wohnungstür. Jemand schrie “Buckliger Krüppel! 
Hammel! Raus aus Moldawien!” Am Tag danach 
fand sich vor der Wohnungstür ein schwerer Sack 
mit einem abgetrennten Hundekopf als unmißver- 
ständliche Warnung - Am 25. Juli wurde die 
Bevölkerung in den TV-Nachrichten darüberinfor- 
miert, daß “Transnistrische Separatisten sichin der 
moldawischen Hauptstadt Kishinew organisieren 
würden und das sieanarcho-syndikalistische Grup- 
pen gründen würden. Der Staatsanwalt hat die 
Behörden aufgefordert, eine Untersuchung dieser 
Vorfälle einzuleiten.” 

-Am 13. August 1992 wurde von derStraße aus auf 
die Fenster der Wohnung von Gergenreder/ 
Burdenko geschossen und die Scheiben durch 
Schüsse zertrimmert. Igor Gergenreder und seine 
Tochter wurden von den Schüssen nur knapp ver- 
fehlt. 

- Im November 1992 wurde Igor Gergenreder, der 
zu einem Treffen von Alternativ-Gewerkschaftern 
aus Ost- und Westeuropa fahren wollte, von der 
Regierung die Ausreisepapiere verweigert. 

- Im Oktober 1993 trat - anläßlich einer Demonstra- 
tion in Kishinew während des Kampfes um das 
Weiße Haus in Moskau - ein Unbekannter Igor 
Gergenreder ins Gesicht und verletzte ihn schwer 
am Kiefer. Die Verletzung konnte bis heute nicht 
ausreichend behandelt werden. 

- Tamara Burdenko, die gegen ihre Entlassung 
gerichtlich geklagt hatte, bekam zwar nach einer 
breiteninternationalenSolidaritätskampagneRecht, 
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ihr früherer Arbeitgeber ignorierte jedoch schlicht 
und einfach das Urteil auf Wiedereinstellung und 
die Zahlung einer Entschädigung. 

- Es erübrigt sich schon fast anzumerken, daß seit 
1992 nahezu alle Post aus dem Ausland nie ange- 
kommen ist. Kontaktaufnahme ist mittlerweile al- 
lenfallstelefonischoderdurch persönliche Besuche 
möglich. 

Es wird kaum möglich sein, die Urheber 
dieser Schikanen und Repressalien gegen die 
regimekritischen Gergenredersim einzelnen zuiden- 
tifizieren. Auch in den Fällen, wo diese bekannt 
sind, ist es nicht denkbar, daß sie zur Rechenschaft 
gezogen werden. Das würde zweierlei vorausset- 
zen: Erstens, daß die Schikanen und Repressalien 
von Einzeltätern betrieben wurden und werden; 
und zweitens, daß der moldawische Staat Interesse 
an einer Aufklärung hätte. Die Sachlage zeigt aber, 
daß Gergenreders dem moldawischen Regime ein 
Dorn im Auge sind, den es zu tilgen gilt. Im Artikel 
“Femida na podwchwatje” (verfaßt von Gergen- 
reders Rechtsanwalt in der Zeitschrift “Trudowoj 
Tiraspol” vom 13.1.93) werden die unverhüllten 
Drohungen eines hohen Mitarbeiters der molda- 
wischen Staatsanwaltschaft wiedergegeben. Von 
der genannten Staatsanwaltschaft stammt übrigens 
auch das unbegründete Ausreiseverbot von 1992. 


Zum aktuellen Stand 
Angesichts all dieser Schikanen, Angriffe und 
Mordversuche hat sich Igor Gergenreder schließ- 
lich entschlossen, für sich und seine Familie einen 
Ausreiseantrag indie BRD zu stellen. Ergilt hierals 
Übersiedler, da seine Familie vor vielen Jahren aus 
Deutschland nach Rußland ausgewandert ist. In- 
nerhalb kurzer Zeit wurden durch große Anstren- 
gung von Freunden in der BRD die nötigen Papiere 
beschafft. Der Aufnahmebescheid zur Einreise in 
die BRD wurde Gergenreders am 17. Januar 1994 
vom Bundesverwaltungsar. in Köln erteilt. Der 
Brief mit diesem Bescheid t nie in Kishinew 
angekommen. Ein zweites E :mplar der nötigen 
Papiere konnte schließlich unter Hilfe deutscher 
und ukrainischer Freunde persönlich übergeben 
werden. Trotz Erfüllung aller Auflagen wurde 
Gergenreders von Seiten des moldawischen 
Innenministeriums die Ausreiseerlaubnis im März 
1994 verweigert. 

Wir fürchten nun, daß dieses völker- 


telegraph 6/94 


rechtswidrige Ausreiseverbot der Auftakt zu einer 
neuen und vielleicht letzten Welle der Repression 
gegen die Gergenreders ist. Wirrufen deshalb dazu 
auf, alle Hebel in Bewegung zu setzen, um die 
Ausreise von Tamara, Igor und Nelly durchzuset- 
zen. In der Vergangenheit hat sich gezeigt, daß das 
moldawischeRegime unter Staatspräsident Snegur, 
umihreinternationale Anerkennung besorgt, durch- 
aus für Druck aus dem Ausland zugänglich ist. Wir 
rufen zunächst dazu auf, durch Protestbriefe und - 
Telegramme an die untenstehenden Adressen, die 
Ausreise der Gergenreders und ein Ende der 
Repressionen zu fordern. Sollte das nicht ausrei- 
chen, werden wir eine Kampagne zum Boykott 
moldawischer Waren initiieren, die sich zuneh- 
mend auch in den Regalen deutscher Supermärkte 
und Weinhandlungen finden. 


Adressen für Protestbriefe und -Telegramme: 
Honorarkonsulat der Republik Moldawien 
Kennedyallee 119a 

60596 Frankfurt 


Innenministerium der Republik Moldawien 
Pl. Stefan Chilmare 75 

277012 Kischinjow 

Rep. Moldawien 


Sekretariat des Parlamentes 
Vorsitzender Petru Lutschinski 
Pl. Stefan Chilmare 105 
277012 Kishinjow 

Rep. Moldawien 


Präsident Mircha Ion Snegur 

pl. Velikogo Natsiionalnogo Sobraniyja 
277012 Kishinjow 

Rep. Moldawien 


Eine Dokumentation aus Zeitungen und Unterla- 


gen zum Fall 
Burdenko/Gergenreder ist erhältlich über: 


FAU-IAA Geschäftskommission Buchladen Le 
Sabot 

Breite Straße 76 

53111 Bonn 

(Fax: 0228/695193) 
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Pöstchen 


Wunderlich findeiches schon, wenn W. Rüddenklau 
die sicher teuren Seiten des “telegraph” dazu be- 
nutzt, um der westdeutschen “Konkret” Starrheit, 
Blindheit und ungenaue Recherche nachzuweisen. 
“Konkret” gehört (wie die DKP-UZ) zu.den Zeit- 
schriften, die nichts dazugelernt haben, weil sie 
nicht wollen! Die Anzeichen für eine getrost 
stalinistisch zu nennende Einstellung der “Kon- 
kret”’- Redaktion reichen von der Berichterstattung 
über Hoyerswerda bis zum Verlauf des “Konkret- 
Kongreßes”. Esgibt Wichtigeres, als über verpennte 
Salon-Marxisten zu referieren. Zur Beruhigung 
meiner und W. Rüddenklaus Nerven empfehleich, 
die “Konkret” nur noch abwechselnd mit “Asterix” 
auf dem Clo. 


Erich Nöckel, Potsdam 


SCHNELLIGKEIT 

ZUVERLÄSSIGKEIT 
& 

GÜNSTIGER PREIS 


Wir drucken 
Broschüren, Zeitschriften, Flugblättern, Handzetteln, 
Plakate (bis 35 X 50 cm), etc 
Kleinauflagen bis 500 Auflage durch 
digitales Druckverfahren besonders günstig! 


UWZ Schnelldruck GmbH 
Ewaldistr. 26 
48155 Münster 
0251/663567 
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telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 

ab: tür 2: 

__ Wahr (45.- DM) | 

__ W/2 Jahr (23.- DM) Redaktıon telegraph 
Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht : 

spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. Schl ı2emannstr. 22 

Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. Berl ın O-1058 

__auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 

Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 


Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! Ich bestelle Exemplare 


der Sondernummer Mai/ 92 zum Preis 
Datum/Ünterschrift von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 


 _ telegraph - das Geschenk |Name: 


Ich verschenke den telegraph als Abo für Str./Nr.: 
l Jahr (45.-DM) an: Ort/PLZ: 


Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
__ per Abbuchung _Bar 


Konto-Nr. Bankleıtzahl 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweıse ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sıch automatisch, wenn nıcht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph” noch nıcht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: “ 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ıhr/ihm doch einfach ein "telegraph”-Abo ! 

Förderabo: on M ’ 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eıne Zeitschrift wıe den telegraph 

unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM ım Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nıcht besonders gut. 

Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,-DM. 


Sondernummer: Be 
Auf dieser Karte findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Maı/92 


(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 


